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Am 3. November 2017 bezahlte die Petentin an die 
Gerichtsvollzieherin die ausstehende Forderung. Das 
Vollstreckungsverfahren war damit abgeschlossen. 
Die Einleitung eines Betreuungsverfahrens wurde we-
der angeregt noch in Erwägung gezogen.

Die Petenten wandten sich bereits mit Schreiben vom 
20. und 22. Oktober 2017 an das Justizministerium 
Baden-Württemberg und beanstandeten die „Dro-
hung“ der Gerichtsvollzieherin, „eine Schwerstbehin-
derte zwangsweise in ein Heim zu bringen“.

Die Schreiben wurden durch das Justizministerium 
Baden-Württemberg als Dienstaufsichtsbeschwerde 
zuständigkeitshalber an den Dienstvorstand des Amts-
gerichts weitergeleitet und ging dort am 27. Juni 2018 
ein. Letztlich wurde die Dienstaufsichtsbeschwerde 
der Petenten gegen die Obergerichtsvollzieherin mit 
Schreiben vom 9. Januar 2019 zurückgewiesen.

Bewertung:

Soweit die Petenten die angedrohte Unterbringung 
der Petentin in einem Pflegeheim als einen Verstoß 
gegen ihre Grundrechte empfinden, ist nach wie vor 
kein Fehlverhalten der Obergerichtsvollzieherin zu er-
kennen.

Gemäß § 144 Absatz 2 Satz 2 Geschäftsanweisung 
der Gerichtsvollzieher soll der Gerichtsvollzieher ei-
ne Verhaftung erst durchführen, wenn die Besorgnis 
ausgeschlossen erscheint, dass dadurch eine Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ent-
stehen kann. Somit war die Obergerichtsvollzieherin 
gehalten, eine Verhaftung erst durchzuführen, wenn 
bei Verhaftung des eine pflegebedürftige Person ver-
sorgenden Schuldners sichergestellt ist, dass für die 
Dauer der Haft eine adäquate Lösung für die pflege-
bedürftige Person gefunden ist.

In Vorbereitung des Verhaftungsverfahrens versuchte 
die Obergerichtsvollzieherin daher mit Schreiben vom 
17. Oktober 2017 zu eruieren, welche Vorkehrungen 
für die Pflege der Petentin für den Fall der Verhinde-
rung des Lebenspartners getroffen sind. Für den Fall, 
dass keine Vorkehrungen getroffen wurden, hatte die 
Obergerichtsvollzieherin auf die Möglichkeit der Be-
stellung einer Betreuungsperson und die zu veranlas-
senden Maßnahmen hingewiesen.

Mit Schreiben des Dienstvorstands vom 20. Oktober 
2017 wurde klargestellt, dass eine Drohung der Ge-
richtsvollzieherin nicht vorliege. Insbesondere wurde 
mitgeteilt, dass über die Bestellung eines Betreuers 
bzw. einer Betreuerin der Betreuungsrichter, nicht aber 
die Gerichtsvollzieherin eine Entscheidung trifft und 
derzeit ein Betreuungsverfahren nicht anhängig sei.

Eine sofortige Unterbringung in einem Heim gegen 
den Willen der Petentin stand – anders als es von den 
Petenten wahrgenommen wird – nicht im Raum. Für 
den Fall der Nichtzahlung der Forderung wäre zu-
nächst ein Betreuungsverfahren anzuregen gewesen. 
Ein Eingriff in die Grundrechte der Petenten, insbe-
sondere in das Recht auf Selbstbestimmung der Pe-
tentin nach Artikel 2 Grundgesetz, liegt nicht vor.

1. �Petition 16/5430 betr. Beschwerde wegen ange-
drohter Unterbringung in einem Heim

Der Petition liegt im Wesentlichen eine Beschwerde 
über das Verhalten einer Obergerichtsvollzieherin im 
Rahmen eines Vollstreckungsverfahrens zugrunde. 
Die Handlungen der Obergerichtsvollzieherin waren 
bereits Gegenstand der Petition 16/4494. Um Wieder-
holungen zu vermeiden, wird zur ausführlichen Dar-
stellung des Sachverhalts auf den Bericht zur Petition 
16/4494 (vgl. Drucksache 16/9745) verwiesen. In 
Grundzügen stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar:
Im Rahmen der Vollstreckung einer Forderung der 
Landesoberkasse Baden-Württemberg forderte die 
Gerichtsvollzieherin den Petenten mit Schreiben vom 
16. Oktober 2017 zur Zahlung der offenen Forderung 
auf. Die Gerichtsvollzieherin teilte mit, dass der von 
ihrem Vorgänger erteilte Haftauftrag für den Fall der 
Nichtzahlung vollzogen werden soll. Die Petenten 
wiesen die Gerichtsvollzieherin mit Schreiben vom 
16. Oktober 2017 auf die Pflegebedürftigkeit der Pe-
tentin hin. Eine Verhaftung des die Petentin pflegen-
den Lebenspartners werde schwerwiegende Folgen 
auf den Gesundheitszustand der Petentin haben.
Mit Schreiben vom 17. Oktober 2017 wandte sich die 
Gerichtsvollzieherin an die Petentin, um in Erfahrung 
zu bringen, ob diese für den Fall, dass ihr Lebens
gefährte in Haft verbracht wird, Vorkehrungen für ih-
re Pflege getroffen habe. Sei dies nicht der Fall, wür-
de ein Betreuer für die Petentin bestellt werden, der 
ihre Unterbringung in ein Pflegeheim veranlassen 
werde.
Der Petent wandte sich daraufhin mit Schreiben vom 
19. Oktober 2017 – auch im Namen der Petentin – an 
den Dienstvorstand des Amtsgerichts und beanstan-
dete unter anderem, dass die Gerichtsvollzieherin die 
Unterbringung der Petentin in einem Pflegeheim an-
gedroht habe. Mit Schreiben vom 20. Oktober 2017 
beantwortete der Dienstvorstand des Amtsgerichts die 
vorgebrachte Beanstandung. Dem Petenten wurde in 
diesem Zuge der Sachverhalt erläutert. Insbesondere 
wurde ihm mitgeteilt, dass die Obergerichtsvollziehe-
rin Bedenken habe, seine Verhaftung durchzuführen 
und damit eine Situation herbeizuführen, in der die 
Petentin ohne seine Hilfe in der Wohnung zurückblie-
be. Insoweit diente das Anschreiben der Obergerichts-
vollzieherin vom 17. Oktober 2017 an die Petentin der 
Aufklärung, welche Möglichkeiten bestehen, damit 
die Pflege der Petentin auch im Fall der Abwesen-
heit des Petenten sichergestellt sei. In dem Schreiben 
des Dienstvorstands des Amtsgerichts vom 20. Okto-
ber 2017 wurde ebenfalls klargestellt, dass, soweit die 
Obergerichtsvollzieherin auf die Möglichkeit einer 
Betreuung hinweise, sie lediglich ein Betreuungsver-
fahren anregen könne und die Entscheidung hierüber 
das Betreuungsgericht treffe. Dem Petenten wurde da-
rüber hinaus mitgeteilt, dass zu diesem Zeitpunkt kei-
ne entsprechende Anregung ausgesprochen worden 
und damit auch kein Betreuungsverfahren anhängig 
sei. Es stehe daher weder die Bestellung eines Betreu-
ers noch die durch diesen zu veranlassende Unterbrin-
gung in einem Pflegeheim an.
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gens blieben erfolgslos. Den Schriftsätzen der Peten-
ten konnten keine eindeutigen Angaben entnommen 
werden. Mit Verfügung vom 24. August 2020 nahm 
das Verwaltungsgericht daher neben der Petentin auch 
den Petenten als eigenständigen Antragsteller sowie 
zwei verschiedene Antragsgegner und Streitgegen-
stände auf. Soweit das Begehren der Antragsteller als 
Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wegen Entfer-
nung eines Grenzzauns – gerichtet gegen die zwei 
Nachbarn – verstanden wurde, hat das Verwaltungs-
gericht das Verfahren mit Beschluss vom 4. Oktober 
2020 abgetrennt und mit Beschluss vom 8. Oktober 
2020 auf den Zivilrechtsweg an das Amtsgericht ver-
wiesen. In dem beim Verwaltungsgericht verbliebe-
nen Verfahren, das das Gericht als Antrag auf vorläu-
figen Rechtsschutz wegen Feststellung des Grenzver-
laufs – gerichtet gegen das Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Landratsamt – verstand, hat die 
Kammer mit Beschluss vom 8. Oktober 2020 zunächst 
Nachbarn nach § 65 Satz 1 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) beigeladen und schließlich mit Be-
schluss vom 4. November 2020 den Antrag auf vor-
läufige Feststellung des Grenzverlaufs abgelehnt. Die 
Kosten des Verfahrens – mit Ausnahme der außerge-
richtlichen Kosten der Beigeladenen – wurden den 
Petenten als Antragstellern jeweils hälftig auferlegt, 
der Streitwert wurde auf 2.500 Euro festgesetzt.
Mit Kostenrechnung der Landesoberkasse Baden-
Württemberg vom 11. Februar 2021 wurden die Pe-
tenten zu insgesamt 162 Euro Gerichtskosten (hälftig 
verteilt zu je 81 Euro pro Antragsteller) herangezo-
gen. Hiergegen erhoben die Petenten mit Schreiben 
vom 24. Februar 2021 Widerspruch, der als Erinne-
rung gemäß § 66 Gerichtskostengesetz (GKG) gegen 
den der Kostenrechnung zugrundeliegenden Kosten-
ansatz der Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle ge-
wertet wurde. Nachdem die Urkundsbeamtin der Er-
innerung nicht abgeholfen und die Akte deshalb zu-
nächst dem Bezirksrevisor beim Verwaltungsgerichts-
hof Baden-Württemberg zur Überprüfung vorlegt hat-
te, teilte dieser mit Schreiben vom 4. März 2021 mit, 
der Kostenansatz sei richtig und nicht zu beanstanden. 
Das Erinnerungsverfahren wurde daher dem Gericht 
zur Entscheidung vorgelegt, das die Erinnerung mit 
Beschluss vom 16. März 2021 zurückwies.
Ein Schreiben der Petenten vom 30. März 2021, in 
dem diese ausführten, sie legten gegen all diese Kos-
tenbescheide etc. Widerspruch ein, wurde als Be-
schwerde gegen den Erinnerungsbeschluss gewertet. 
Das Verwaltungsgericht beschloss am 5. Mai 2021, 
der Beschwerde nicht abzuhelfen und legte diese dem 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg zur Ent-
scheidung vor, der die Beschwerde mit Beschluss 
vom 17. Mai 2021 verwarf.
Auf Antrag des Antragsgegners wurden die diesem 
entstandenen außergerichtlichen Kosten mit Kosten-
festsetzungsbeschluss vom 24. Februar 2021 auf 20 Euro 
festgesetzt. 
Die von den Petenten beanstandete Kostenrechnung 
des Amtsgerichts vom 7. Januar 2021 geht auf das 
Verfahren zurück, welches das Verwaltungsgericht 
mit dem o. g. Beschluss vom 8. Oktober 2020 an das 

Soweit die Petenten rügen, ihnen werde vorgeworfen, 
sie seien auf das Anliegen der Obergerichtsvollziehe-
rin nicht eingegangen, muss dies im Kontext betrach-
tet werden. Die Obergerichtsvollzieherin wollte bei 
der Petentin in Erfahrung bringen, ob für den Fall der 
Verhaftung des Petenten die Pflege der Petentin si-
chergestellt sei. Hierauf erhielt die Gerichtsvollziehe-
rin keine Rückmeldung. Stattdessen beschwerten sich 
die Petenten beim Amtsgericht über das als Drohung 
aufgefasste Schreiben der Gerichtsvollzieherin vom 
17. Oktober 2017. Somit sind die Petenten auf das 
Anliegen der Gerichtsvollzieherin, die Pflegesituation 
zu klären, nicht eingegangen.

Aus dem Vorbringen der Petenten ergeben sich ins-
gesamt keine neuen Gesichtspunkte, die eine andere 
Beurteilung des der Petition zugrundeliegenden Sach-
verhalts rechtfertigen können.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Birnstock

2. Petition 17/25 betr. Gerichtsgebühren u. a.

Die Petenten beanstanden insbesondere verschiedene 
gerichtliche Entscheidungen. Zum einen soll ihnen 
das Amtsgericht ein Vorkaufsrecht für ein mit einem 
Haus bebauten Grundstück genommen haben und da-
durch Grundrechte der Petenten verletzt haben.

Das von den Petenten wegen eines von einem Nach-
barn errichteten Grenzzauns angerufene Verwaltungs-
gericht habe die von den Petenten beantragte einst-
weilige Verfügung nicht erlassen. Nach einem länge-
ren Schriftwechsel habe das Verwaltungsgericht die 
Angelegenheit an das Amtsgericht delegiert.

Sowohl das Verwaltungsgericht als auch das Amtsge-
richt fordern die Begleichung von Kostenrechnungen. 
Diese wollen die Petenten aus verschiedenen Gründen 
nicht bezahlen. Als Begründung wird angeführt, das 
Haus sei Besitz der Petentin. Auf ihrem Besitz hätten 
die Grenzverletzungen stattgefunden. Die Gebühren-
rechnungen seien aber an den Petenten gerichtet. Die-
ser pflege die Petentin jedoch lediglich als Angehöri-
ger. Die Gebührenrechnungen empfinden die Petenten 
als Drohung.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 

Mit Schreiben vom 13. Mai 2020 stellten die Petenten 
beim Verwaltungsgericht einen Antrag auf Erlass ei-
ner einstweiligen Anordnung. Dem Antragsschriftsatz 
ließ sich schon der Antragsteller bzw. die Antragstel-
lerin nicht eindeutig entnehmen, ferner war der Ge-
genstand der begehrten einstweiligen Verfügung nicht 
hinreichend erkennbar. Aufklärungsbemühungen und 
gewährte Fristverlängerungen durch das Verwal-
tungsgericht zum Zweck der Klarstellung des Vorbin-
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den ist, ist die Gebühr nach Nr. 1412 KV GKG ent-
standen. Die angesetzte Gebühr in Höhe von 150 Euro 
wurde zutreffend aus dem festgesetzten Streitwert in 
Höhe von 1.000 Euro berechnet. Die Auslagen sind 
unter Berücksichtigung des § 4 Absatz 1 GKG eben-
falls zutreffend angesetzt worden.

Hinsichtlich der von den Petenten vorgetragenen Be-
drohung durch einen Nachbarn, der mit einer laufen-
den Flex auf den Petenten zugegangen sei, konnte ein 
entsprechender Vorfall nicht ermittelt werden. Weder 
der Staatsanwaltschaft, noch dem für den möglichen 
Tatort zuständigen Polizeiposten bzw. dem Polizeire-
vier ist eine Anzeige mit den Petenten als Geschädig-
ten und einer Flex als Tatmittel bekannt.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Birnstock

3. Petition 16/3081 betr. Tierhaltung

I. Gegenstand der Petition

Die Petition richtet sich gegen das Landratsamt, wel-
ches dem Petenten, anwaltlich vertreten durch eine 
Rechtsanwaltskanzlei, mit Bescheid vom 8. März 2018 
unbefristet das Halten und Betreuen von Rindern un-
tersagt. Die Anwaltskanzlei vertritt die Auffassung, 
die Entscheidung des Landratsamts vom 8. März 2018 
sei unverhältnismäßig und erscheine in Anbetracht 
der äußeren Rahmenumstände derzeit nicht sachge-
mäß.

Der Petent trägt vor, die Beweidung mit seinen Tieren 
leiste einen wertvollen Beitrag zur Erhaltung der Kul-
turlandschaft und deren Offenhaltung. Hinterwälder-
Rinder würden als Robust-Rasse gelten und daher oh-
ne einen künstlichen Unterstand sehr gut auskommen; 
die vorhandenen Bäume würden seiner Meinung nach 
einen ausreichenden Witterungsschutz bieten. Die 
Verschlammungen und Verschmutzungen der Tiere in 
feuchten Jahren lägen bei einer ganzjährigen Freiland-
haltung in der Natur der Sache. Der Petent befürch-
tet die Schlachtung aller Tiere, da eine Vermarktung 
der Rinder derzeit nicht möglich sei. Der festliegende 
Bulle mit Oberschenkelfraktur sei nach bestem Wis-
sen und Gewissen des Petenten versorgt worden. 

II. Sachverhalt

Seit dem Jahr 2003 sind bei Kontrollen des rinder-
haltenden Betriebs des Petenten zahlreiche tierschutz-
rechtliche Verstöße durch das Landratsamt festgestellt 
worden. Dies führte insgesamt zu 14 rechtskräftig 
abgeschlossenen Ordnungswidrigkeitsverfahren und 
einem rechtskräftig abgeschlossenen Strafverfahren.

Insbesondere handelte es sich hierbei um folgende, 
sich immer wieder wiederholende Verstöße:

Amtsgericht verwiesen hatte, soweit sich der Antrag 
gegen die Nachbarn der Petenten richtete. Der von 
den Petenten gestellte Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Verfügung wurde daraufhin durch Versäum-
nisurteil des Amtsgerichts vom 8. Dezember 2020 ab-
gewiesen, und den Petenten wurden die Kosten des 
Rechtsstreits je zur Hälfte auferlegt. Der Streitwert 
wurde auf 1.000 Euro festgesetzt.

Mit Schreiben vom 26. November 2020 teilte der 
Petent mit, dass die Petentin mittlerweile nicht mehr 
leistungsfähig sei.

Durch Kostenrechnung vom 7. Januar 2021 wurden 
gegenüber dem Petenten Gerichtskosten in Höhe von 
insgesamt 183 Euro festgesetzt. Die von beiden Pe-
tenten gegen die Kostenrechnung eingelegte Erinne-
rung blieb ohne Erfolg. Ergänzend wandten sich die 
Petenten gegen eine Kostenforderung des Landrats-
amts.

Die Petenten erwähnen weiter eine Bedrohung durch 
einen Nachbarn, der mit einer laufenden Flex auf den 
Petenten zugegangen sei. Das sei einer nicht näher be-
nannten Behörde berichtet worden, die aber untätig 
geblieben sei.

Bewertung:

Die vom Verwaltungsgericht mitgeteilte Kostenrech-
nung der Landesoberkasse Baden-Württemberg vom 
11. Februar 2021 beruht auf der Kostenentscheidung 
des Gerichts und dem am 26. Januar 2021 erfolgten 
Kostenansatz der Urkundsbeamtin der Geschäftsstel-
le. Die in diesem Zusammenhang von den Petenten 
eingelegten Rechtsbehelfe blieben ohne Erfolg. Ein 
Verstoß gegen § 4 Absatz 1 GKG ist nicht zu erken-
nen. Danach ist bei einer Verweisung das Verfahren 
kostenrechtlich so zu behandeln, als wäre es von An-
fang an bei dem übernehmenden Gericht anhängig ge-
wesen. Das ist hier nicht der Fall. Die Kostenrech-
nung des Verwaltungsgerichts betrifft nicht das an das 
Amtsgericht verwiesene Verfahren. Vom Verwal-
tungsgericht wurde das Begehren der Petenten auf 
vorläufigen Rechtsschutz wegen Entfernung eines 
Grenzzauns mit Beschluss vom 4. Oktober 2020 ab-
getrennt. Nur das abgetrennte Verfahren wurde an das 
Amtsgericht verwiesen. 

Die von den Petenten mit Schreiben vom 10. Mai 
2021 vorgelegte Kostenforderung des Landratsamts 
beruht auf dem Eilrechtsschutzverfahren vor dem 
Verwaltungsgericht. Festgesetzt wurde die Auslagen-
pauschale nach § 162 Absatz 2 Satz 3 VwGO i. V. m. 
Nummer 7002 der Anlage 1 zum Rechtsanwaltsver-
gütungsgesetz. 

Das Vorgehen des Amtsgerichts ist ebenfalls nicht zu 
beanstanden. Der Petent konnte gemäß § 29 Nr. 1 
GKG zur Hälfte als Schuldner, dem durch Entschei-
dung die Kosten des Verfahrens auferlegt worden 
sind, und hinsichtlich der weiteren Hälfte gemäß § 22 
Absatz 1 Satz 1 GKG als Antragsteller im Verfahren 
auf Erlass einer einstweiligen Verfügung in Anspruch 
genommen werden. Nachdem das Verfahren durch 
Versäumnisurteil vom 8. Dezember 2020 beendet wor
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stand wegen seines schlechten Zustandes aufgefallen 
war. Der Tierkörper wies einen alten, aber noch nicht 
verheilten Bruch oder Anbruch des rechten Ober-
schenkelknochens auf. Außerdem wurden teilweise 
eitrig durchsetzte Dekubitalstellen (Wundliegestel-
len) im Bereich des rechten Schenkels, des Brustbeins 
und beider Ellenbogengelenke festgestellt. Sämtliche 
Fettdepots im Körper waren aktiviert und nur noch 
in Spuren vorhanden. Die vorgefundenen Verände-
rungen sprechen für einen Tod infolge massiver Aus-
zehrung (Verhungern). Die Dekubitalstellen und der 
Auszehrungsgrad des Körpers sprechen eindeutig für 
ein mehrwöchiges Geschehen.
Mit Bescheid vom 8. März 2018 wurde von der Be-
hörde ein unbefristetes Haltungs- und Betreuungs-
verbot für Rinder ausgesprochen. Der Petent wurde 
aufgefordert, seinen Rinderbestand bis zum 30. Ap-
ril 2018 aufzulösen. Gegen diesen Bescheid legte der 
Petent Widerspruch ein und beantragte beim Verwal-
tungsgericht die Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung. Mit Beschluss des Verwaltungsgerichts 
vom 5. Juli 2018 wurde die aufschiebende Wirkung 
angeordnet. Im Übrigen wurde der Antrag abgelehnt. 
Die daraufhin vom Petenten eingelegte Beschwerde 
wies der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
mit seinem Beschluss vom 18. Dezember 2018 ab.
Der Petent trägt vor, er habe aufgrund eines Gutach-
tens und Empfehlung eines Tierarztes vom 30. März 
2018 seinen Tierbestand erheblich reduziert und es 
wäre im Laufe des Jahres 2018 zu keinen Beanstan-
dungen durch das Landratsamt gekommen. Nach 
Aussage des Landratsamts kam es im Laufe des Jah-
res 2018 zu folgenden tierschutzrechtlichen Kontrol-
len in dem rinderhaltenden Betrieb des Petenten:
Aufgrund von Bürgerbeschwerden wurde am 23. Ja-
nuar 2018 eine Betriebskontrolle durchgeführt. Hier-
bei wurde festgestellt, dass der Auslauf verschlammt 
war; der Unterstand war eingestreut. Das gleiche Bild 
ergab sich bei einer Nachkontrolle am 2. Februar 
2018.
Bei einer Kontrolle am 26. Februar 2018 war der 
Unterstand zwar eingestreut, bot aber keinen Schutz 
gegen den starken eisigen Wind, weil die Rückwand 
aus unzureichend befestigten Planen bestand. Die Tie-
re bewegten sich nur sehr langsam und zögerlich in-
folge des unebenen, harten, eingefrorenen Schlamms. 
Am 21. März 2018 war der Auslauf weiterhin ver-
schlammt. Der Unterstand war zwar eingestreut, bot 
aber keinen ausreichenden Schutz, weil die Rückwand 
trotz einer schriftlichen Aufforderung vom 26. Febru-
ar 2018 noch nicht ausreichend befestigt war.
Bei einer weiteren Kontrolle am 2. August 2018 war 
der Unterstand nicht eingestreut; die Weide war fast 
komplett abgegrast.
Am 17. Dezember 2018 wurde festgestellt, dass auf 
einer Weide kein adäquater Witterungsschutz vorhan-
den war.
Laut Herkunftssicherungs- und Informationssystem für 
Tiere (Hl-Tier) hielt der Petent zum 1. Januar 2009 
insgesamt 23 Rinder. Der Bestand wuchs kontinu-

–	� erhebliche Verschmutzung des Aufenthaltsbereichs 
der Rinder mit deren Ausscheidungen, sodass die 
Tiere teilweise bis zu 60 Zentimetern tief mit ihren 
Gliedmaßen darin versanken;

–	� Verschmutzung und Verschlammung der Weide-
flächen;

–	� Verschmutzungen des Haarkleides der Tiere und 
damit einhergehende Entzündungen der Haut;

–	� nicht allen Tieren stand zu jeder Zeit eine saubere 
und trockene Liegefläche zur Verfügung;

–	� kein ausreichender Witterungsschutz auf der Weide;
–	� den Tieren stand teilweise kein Futter und/oder 

kein Wasser zur Verfügung;
–	� Lahmheiten aufgrund von zu langen Klauen;
–	� ein totes Rind in fortgeschrittenem Verwesungszu-

stand lag tagelang im Unterstand auf der Weide.
Die Weiden und der Auslauf beim Haus des Petenten 
wurden mehrfach zu unterschiedlichen Jahreszeiten 
kontrolliert. Dabei waren die Flächen über die Jahre 
hinweg so verschlammt und morastig, dass die Rinder 
teilweise bis über die Fuß- und Handwurzelgelenke 
einsanken und sich nur mit großer Mühe fortbewegen 
konnten. Den Tieren stand dabei häufig keine trocke-
ne und wärmeisolierende Liegefläche zur Verfügung. 
Bei verschiedenen Kontrollen war der Auslauf fessel-
tief mit Kot und Urin bzw. einem Güllesee ver-
schmutzt. Bei Temperaturen unter 0° C stellten diese 
gefrorenen Auflagerungen zudem eine erhebliche Ver
letzungsgefahr für die Tiere dar. Zudem beurteilte das 
Landratsamt die auf den Weiden des Petenten vorhan-
denen Bäume im Winter als nicht ausreichenden Wit-
terungsschutz. Die Fortdauer der Verschmutzungen der 
Tiere führte schließlich zu Haarausfällen und Haut-
entzündungen verbunden mit Juckreiz und Schmerzen.
Rinder benötigen unabhängig von der Rasse auf der 
Weide ganzjährig einen Witterungsschutz mit trocke-
ner und wärmeisolierender Liegefläche, um sich vor 
ungünstigen Witterungsbedingungen (z. B. anhalten-
der Niederschlag, niedrige Temperaturen verbunden 
mit starkem Wind oder intensive Sonneneinstrahlung 
bei hohen Temperaturen) schützen zu können. Ein 
Witterungsschutz erfüllt dann seine Funktion, wenn er 
allen Tieren gleichzeitig Schutz vor ungünstigen Wit-
terungsbedingungen bietet und der Schutz gegen die 
Windhauptrichtung gerichtet ist.
Durch das Fehlen einer trockenen und sauberen Lie-
gefläche vermeiden es die Tiere sich abzulegen, weil 
sie sich in ihren eigenen Exkrementen ablegen müss-
ten, und es kann nicht zu einem arttypischen Ruhever-
halten kommen. Das Wiederkauen der Rinder findet 
hauptsächlich während des Ruhens im Liegen statt. 
Störungen des Wiederkauens führen unter anderem 
zu einer mangelhaften Nahrungsverwertung. Zudem 
kommt es aufgrund des vermehrten Stehens zur Er-
schöpfung der Tiere.
Am 20. Dezember 2017 wurde dem Landratsamt 
durch den für die Tierkörperbeseitigung zuständigen 
Zweckverband mitgeteilt, dass ein Bulle aus dem Be-
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Schmerzen, Leiden und Schäden von den Tieren ab-
zuwenden. Ein besonders schwerer Tierschutzverstoß 
zeigte sich durch die Befunde des Sektionsberichts 
vom 20. Dezember 2017.
Unter ausführlicher rechtlicher Würdigung haben das 
Verwaltungsgericht (Beschluss vom 5. Juli 2018) und 
der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg (Be-
schluss vom 18. Dezember 2019) bestätigt, dass das 
vom Landratsamt ausgesprochene Haltungs- und Be-
treuungsverbot und die angeordnete Auflösung des 
Rinderbestandes rechtmäßig und damit auch verhält-
nismäßig ist.
Daran ändert auch eine Reduzierung des Rinderbe-
stands und eine ggf. vorübergehende Verbesserung 
der Haltung nichts. Ein nachträgliches Wohlverhalten 
des Petenten bei vorangegangenen wiederholten oder 
gravierenden tierschutzrechtlichen Verstößen ist re-
gelmäßig nicht geeignet, eine ihm günstige Gefahren-
prognose zu rechtfertigen. Ebenso wenig ist derzeit 
eine auf Dauer ausgelegte Verbesserung der Haltung 
zu erkennen.
Die über die Jahre hinweg vorgefundenen Zustände 
in den verschmutzten bzw. nicht ausgemisteten Un-
terständen und Ställen, in denen die Rinder gehalten 
wurden, der schlechte Pflegezustand der Rinder und 
das verendete Rind sowie die insgesamt 14 Bußgeld-
verfahren und ein Strafverfahren rechtfertigen die An-
nahme, dass der Petent weiterhin derartige Zuwider-
handlungen begehen wird.
Ein nachträgliches Wohlverhalten des Petenten, die 
teils unter dem Eindruck des Verwaltungs- und Ge-
richtsverfahrens erfolgt sind, sind nicht dazu geeignet, 
die getroffene Gefahrenprognose zu erschüttern.
Daher ist es aus Gründen des Tierschutzes unumgäng-
lich, dass dem Petenten weiterhin das Halten und Be-
treuen von Rindern untersagt wird.
Die in dem von der Anwaltskanzlei des Petenten nach
gereichten Gutachten vom 30. März 2018 enthaltenen 
Informationen ergaben keine neuen Erkenntnisse.
Nachdem die Verwaltungsvollstreckung des Tierhal-
teverbots angekündigt war, hat sich im Auftrag des 
Petenten ein sog. Unterstützerkreis der Tierhaltung 
beim Veterinäramt über Möglichkeiten der Rinderhal-
tung und -versorgung erkundigt. 
Derzeit besteht der Unterstützerkreis der Tierhaltung 
aus mehreren Personen, darunter eine Hauptverant-
wortliche, die die Arbeitseinteilung bzw. Koordinati-
on übernimmt und den Petenten täglich, insbesondere 
bei der Fütterung der Tiere unterstützt. Die Hauptver-
antwortliche ist für das Landratsamt Hauptansprech-
partnerin bei Kontrollen bzw. bei der Umsetzung der 
erforderlichen Maßnahmen.
Die Lage hat sich insgesamt für die Rinder verbes-
sert. Das Landratsamt hat den Eindruck, dass die Tie-
re ausreichend versorgt und kontrolliert werden. Die 
Rinder befanden sich während des gesamten Kontroll-
zeitraums in einem guten Ernährungszustand. Kranke 
Tiere wurden umgehend behandelt und ggf. tierärzt-
lich überwacht.

ierlich bis zum 1. Januar 2016 auf 43 Rinder an und 
blieb auch nach dem Haltungs- und Betreuungsverbot 
vom 8. März 2018 zunächst noch bis zum 18. Septem-
ber 2018 konstant. Der Petent reduzierte seinen Be-
stand erst zum 1. Januar 2019 auf 26 Tiere.
Das Landratsamt merkt an, dass diese Reduzierung 
der Rinder innerhalb von dreieinhalb Monaten zeigt, 
dass – entgegen den Ausführungen des Petenten – die 
Rinder marktfähig sind und eine Bestandsauflösung 
möglich ist, ohne dass die Tiere geschlachtet werden 
müssten.

III. �Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 
Würdigung

Gemäß § 1 des Tierschutzgesetzes (TierSchG) darf 
niemand einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmer-
zen, Leiden oder Schäden zufügen.
Gemäß § 2 TierSchG muss, wer ein Tier hält, betreut 
oder zu betreuen hat, 
1.	�das Tier seiner Art und seinen Bedürfnissen ent-

sprechend angemessen ernähren, pflegen und ver-
haltensgerecht unterbringen, 

2.	�darf die Möglichkeit des Tieres zu artgemäßer Be-
wegung nicht so einschränken, dass ihm Schmer-
zen oder vermeidbare Leiden oder Schäden zuge-
fügt werden,

3.	�muss über die für eine angemessene Ernährung, 
Pflege und verhaltensgerechte Unterbringung des 
Tieres erforderliche Kenntnisse und Fähigkeiten 
verfügen.

Der Begriff Pflege beinhaltet die allgemeine Fütte-
rung, Tränkung, Reinhaltung, Reinigung, Gesund-
heitsfürsorge, Heilbehandlung, Schutz vor Witte-
rungseinflüssen und die Schaffung günstiger Luft- 
und Lichtverhältnisse. Diese Vorgaben wurden bei 
den von dem Petenten gehaltenen Rindern über meh-
rere Jahre hinweg nicht eingehalten. Dadurch wurden 
den Tieren länger anhaltende und wiederholt erhebli-
che Leiden, Schmerzen und Schäden zugefügt. 
Der Tod eines Tieres, wie im vorliegenden Fall das 
Verhungernlassen des Bullen, stellt den größtmög-
lichen Schaden für ein Tier dar. Dem Schaden sind 
hierbei durch das längere Festliegen erhebliche Lei-
den vorausgegangen.
Die zuständige Behörde kann nach § 16a Absatz 1 
Nummer 3 TierSchG demjenigen, der den Vorschrif-
ten des § 2, einer Anordnung nach Nummer 1 oder 
einer Rechtsverordnung nach § 2a wiederholt oder 
grob zuwidergehandelt und dadurch den von ihm ge-
haltenen oder betreuten Tieren erhebliche oder länger 
anhaltende Schmerzen oder Leiden oder erhebliche 
Schäden zugefügt hat, das Halten oder Betreuen von 
Tieren einer bestimmten oder jeder Art untersagen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass er 
weiterhin derartige Zuwiderhandlungen begehen wird.
Nach den vielfach festgestellten und sich immer wie-
derholenden Verstößen war die Untersagung des Hal-
tens und Betreuens von Rindern erforderlich, weitere 
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Tschechien ausgestellt wurde. Zur Bearbeitung des 
Antrags wurde die Fahrerlaubnisakte des Petenten 
bei der Fahrerlaubnisbehörde des zuletzt zuständigen 
Landratsamts in Bayern angefordert. Hierbei ergab 
sich, dass dort noch ein fahrerlaubnisrechtliches Ver-
waltungsverfahren anhängig war. Das Landratsamt in 
Baden-Württemberg erteilte dem Landratsamt in Bay-
ern die Erlaubnis, das laufende Verwaltungsverfahren 
rechtskräftig abzuschließen.
Das Landratsamt in Bayern stellte mit seiner Ent-
scheidung vom 19. September 2019 fest, dass die dem 
Petenten am 10. Dezember 2009 erteilte tschechische 
Fahrerlaubnis der Klassen AM, B1 und B nicht zum 
Führen von fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugen 
in Deutschland berechtigt. Die Fahrerlaubnis wur-
de dort ohne ordentlichen Wohnsitz erworben. Zum 
Zeitpunkt des Erwerbs der tschechischen Fahrerlaub-
nis lag ein Verstoß gegen das Wohnsitzprinzip vor. 
Eine Fahrerlaubnis eines anderen EU-/EWR-Staates 
gilt nach § 28 Absatz 4 Nummer 2 Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung in Deutschland nicht, wenn der Inhaber der 
Fahrerlaubnis zum Zeitpunkt der Erteilung der Fahr-
erlaubnis seinen Wohnsitz in Deutschland hatte. Der 
Petent war bis zum Zeitpunkt der Erteilung der tsche-
chischen Fahrerlaubnis stets in Deutschland gemeldet.
Gegen die Entscheidung des Landratsamts in Bayern 
hat der Petent in Bayern Klage erhoben. Mit Urteil 
vom 5. Juni 2020 wurde die Klage abgewiesen. Das 
Wohnsitzerfordernis für den rechtmäßigen Erwerb der 
Fahrerlaubnis war laut Begründung der Entscheidung 
nicht erfüllt. Der Antrag auf Zulassung der Berufung 
vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof wurde 
wegen Unzulässigkeit mit Beschluss vom 20. Oktober 
2020 abgelehnt.
Der Antrag des Petenten auf Umschreibung der tsche-
chischen Fahrerlaubnis wurde durch das Landratsamt 
in Baden-Württemberg mit Verfügung vom 15. Feb-
ruar 2021 abgelehnt. Die Fahrerlaubnis des Petenten 
wurde ohne Wohnsitz in Tschechien erworben, die 
ausländische Fahrerlaubnis berechtigt den Petenten 
mithin nicht, von dieser in Deutschland Gebrauch zu 
machen. Entsprechend fehlt die Grundlage für die 
Umschreibung der tschechischen Fahrerlaubnis. Die 
Verfügung wurde dem Petenten am 19. Februar 2021 
zugestellt. Ein Rechtsmittel wurde in der Frist bis 
19. März 2021 nicht eingelegt, die Entscheidung des 
Landratsamts ist somit rechtskräftig geworden.

Bewertung: 

Inhaber einer gültigen Fahrerlaubnis aus einem Staat 
der EU bzw. des EWR, die ihren ordentlichen Wohn-
sitz in Deutschland haben, dürfen im Umfang der er-
teilten Berechtigungen Kraftfahrzeuge in Deutschland 
führen, soweit dies nicht durch die Absätze 2 bis 4 
eingeschränkt wird (§ 28 Absatz 1 Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung).
Die Berechtigung nach § 28 Absatz 1 Fahrerlaubnis-
Verordnung besteht nicht, sofern ein Ausschlusskrite-
rium gemäß § 28 Absatz 4 Fahrerlaubnis-Verordnung 
erfüllt ist. Ein solches liegt unter anderem vor, sofern 
der Inhaber oder die Inhaberin der EU-/EWR-Fahr-

Das Landratsamt steht in regelmäßigem Kontakt mit 
der Hauptverantwortlichen des Unterstützerkreises 
und wird über den jeweiligen aktuellen Sachstand in-
formiert.
Die Rinderhaltung wird weiterhin regelmäßig durch 
das Landratsamt kontrolliert. Seit Februar 2019 wur-
den mehrere Kontrollen durchgeführt. Diese Kontrol-
len zeigen zusammenfassend folgendes Bild:
–	� Die Rinder befanden sich bei allen Kontrollen in 

einem guten Ernährungszustand.
–	� Der Unterstand war jeweils ausreichend einge-

streut.
–	� Bei einer Kontrolle wurden drei lahmende Rinder 

vorgefunden. Diese befanden sich jedoch bereits in 
tierärztlicher Behandlung.

–	� Bei zwei Kontrollen stand den Tieren kein aus-
reichender Witterungsschutz zur Verfügung. Ein 
überdachter Unterstand war zwar vorhanden; je-
doch fehlte ein seitlicher Windschutz.

–	� Während der Wintermonate war der Bereich um 
den Unterstand und die Futterraufen zeitweise wit-
terungsbedingt teilweise verschlammt.

Es gab dabei keine schwerwiegenden Verstöße. Bei 
Beanstandungen wurden jeweils Abhilfemaßnahmen 
ergriffen.
Das Landratsamt bewertet die Situation u. a. dahin 
gehend, dass durch den aktiven Unterstützerkreis der 
Tierhaltung, insbesondere der täglichen Mithilfe bei 
der Fütterung und Pflege durch die Hauptverantwort-
liche des Unterstützerkreises, eine Verbesserung der 
Tierhaltung erzielt werden konnte, insbesondere was 
den Ernährungszustand sowie die tierärztliche Betreu-
ung der Rinder betrifft. Dies zeige jedoch deutlich, 
dass der Petent alleine mit der Tierhaltung überfordert 
sei und nur durch Hilfe der Unterstützergruppe sowie 
täglicher Anleitung in der Lage sei, tierschutzgerechte 
Zustände zu schaffen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Braun

4. Petition 16/5301 betr. Führerscheinsache

Der Petent wendet sich gegen die Aberkennung von 
seiner tschechischen Fahrerlaubnis in Deutschland 
Gebrauch machen zu dürfen, sowie die Ablehnung 
der Umschreibung seiner tschechischen Fahrerlaubnis 
in eine deutsche Fahrerlaubnis.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Der Petent beantragte am 5. Juli 2019 bei einer Fahr-
erlaubnisbehörde in Baden-Württemberg die Um-
schreibung seiner Fahrerlaubnis, die ursprünglich in 
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Der Antrag des Petenten auf Umschreibung der tsche-
chischen Fahrerlaubnis in eine deutsche Fahrerlaubnis 
wurde daher zu Recht abgelehnt. Die Umschreibung 
einer Fahrerlaubnis aus einem Staat der EU bzw. des 
EWR setzt voraus, dass diese zum Führen von Kraft-
fahrzeugen im Inland berechtigt oder berechtigt hat 
(§ 30 Absatz 1 Fahrerlaubnis-Verordnung). Durch die 
tschechische Fahrerlaubnis war der Petent nicht be-
rechtigt in Deutschland ein Kraftfahrzeug zu führen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Bückner

5. Petition 17/236 betr. Abiturprüfung 2021

Der Petent, der zum zweiten Mal an der Schulfrem-
denprüfung teilnimmt, fordert eine Notenhebung bzw. 
die nachträgliche Zuerkennung von jeweils einem No-
tenpunkt in zwei mündlichen Prüfungen (Geschichte 
und Mathematik) des ersten Teils der Schulfremden-
prüfung zur Vermeidung des endgültigen Nichtbeste-
hens der Abiturprüfung. Hilfsweise beantragt er die 
Wiederholung der beiden mündlichen Prüfungen an 
einer anderen Prüfungsschule.
Er begründet seine Forderung mit
1.	�der seiner Ansicht nach bestehenden unverhält-

nismäßigen Härte für ihn als Teilnehmer an der 
Schulfremdenprüfung zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife durch die Vorgaben des Kultusmi-
nisteriums für die schriftliche Prüfung zum Schutz 
vor der Ausbreitung des Coronavirus (Maskentra-
gepflicht), 

2.	�den spezifischen Prüfungsbedingungen für Schul-
fremde während der schriftlichen Prüfung an dem 
betreffenden Gymnasium:

	 –	� Zu kurzfristige Information über das Testange-
bot der Schule,

	 –	� Störung durch Lärm von außen bei geöffneten 
Fenstern (Basketball spielende und Musik hö-
rende Jugendliche, zahlreiche Krähen),

3.	�der Durchführung seiner mündlichen Prüfungen 
des ersten Teils der Schulfremdenprüfung am ge-
nannten Gymnasium:

	 –	� Die unerwartet schlechten Ergebnisse der 
schriftlichen Prüfungen führten aus Sicht des 
Petenten dazu, dass er in seiner ersten mündli-
chen Prüfung (Geschichte) sein Wissen nicht so 
abrufen konnte, wie es möglich gewesen wäre. 
Mit den in der mündlichen Prüfung erreichten  
5 Notenpunkten hat der Petent unter Einbezie-
hung der schriftlichen Prüfung im Fach Ge-
schichte die Gesamtleistung von 4 Notenpunk-
ten erreicht und damit ein Fach unterpunktet. 
Nach Ansicht des Petenten hat die Prüfungs-

erlaubnis ausweislich des Führerscheins oder vom 
Ausstellungsstaat herrührende unbestreitbare Infor-
mationen zum Zeitpunkt der Erteilung den ordentli-
chen Wohnsitz in Deutschland hatte, es sei denn, dass 
die Fahrerlaubnis als Studierende oder Studierender 
oder als Schülerin oder Schüler im Sinne des § 7 Ab-
satz 2 Fahrerlaubnis-Verordnung während eines min-
destens sechsmonatigen Aufenthalts erworben wurde 
(§ 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung). 

Ein ordentlicher Wohnsitz im Inland wird nach § 7 
Absatz 1 Fahrerlaubnis-Verordnung dort angenom-
men, wo der Bewerber um eine Fahrerlaubnis sich 
aufgrund persönlicher und beruflicher Bindungen 
oder bei fehlenden beruflichen Bindungen, wegen 
persönlicher Bindungen, welche eine enge Beziehung 
zwischen dem Bewerber und dem Wohnort erkennen 
lassen, gewöhnlich aufhält. Dies wird angenommen, 
wenn der Bewerber mindestens 185 Tage im Jahr im 
Inland wohnt. 

Der Petent hatte nach Auskunft aus dem Melderegis-
ter seinen Wohnsitz seit Geburt ununterbrochen bis  
9. Juni 2010 in Bayern. Zum Zeitpunkt des Erwerbs 
der tschechischen Fahrerlaubnis am 10. Dezember 
2009 bestand somit ein dauerhafter Wohnsitz in 
Deutschland. Über das Kraftfahrt-Bundesamt wurde 
durch das Landratsamt in Bayern in Tschechien ange-
fragt, ob der Petent zum Zeitpunkt des Erwerbs der 
Fahrerlaubnis dort einen Wohnsitz hatte. Die Rück-
meldung ergab, dass dort kein Wohnsitz bekannt war. 
Der Petent wurde zu diesem Umstand angehört und 
ihm die Möglichkeit eingeräumt, den Wohnsitz nach-
zuweisen. Zwar gab der Petent an, zum Zeitpunkt des 
Erwerbs der Fahrerlaubnis in einem Hotel in Tsche-
chien gewohnt zu haben, allein die Art der Unterkunft 
lässt jedoch nicht erkennen, dass der Petent die Ab-
sicht hatte, dort einen ordentlichen Wohnsitz zu be-
gründen.

Nach § 28 Absatz 4 Satz 2 Fahrerlaubnis-Verordnung 
kann die Fahrerlaubnisbehörde einen feststellenden 
Verwaltungsakt über die fehlende Berechtigung nach 
§ 28 Absatz 4 Satz 1 Fahrerlaubnis-Verordnung erlas-
sen. Dies erfolgte durch das Landratsamt in Bayern 
mit Entscheidung vom 19. September 2019. Trotz in-
zwischen nach Baden-Württemberg verlegten Wohn-
sitzes durfte das Landratsamt in Bayern diese Ent-
scheidung treffen. Die örtliche Zuständigkeit richtet 
sich nach § 73 Absatz 2 Fahrerlaubnis-Verordnung 
grundsätzlich nach dem Wohnort der betroffenen Per-
son. Jedoch kann die danach zuständige Behörde die 
Zustimmung erteilen, dass ein laufendes Verwaltungs
verfahren von der bisher zuständigen Behörde abge-
schlossen werden darf (§ 3 Absatz 3 Landesverwal-
tungsverfahrensgesetz Baden-Württemberg bzw. ana-
loge Regelung in Artikel 3 Absatz 3 Bayrisches Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetz). Diese Zustimmung 
ist hier durch das Landratsamt in Baden-Württemberg 
erfolgt. Die Entscheidung des Landratsamts in Bayern 
über die Feststellung der fehlenden Berechtigung zur 
Nutzung der tschechischen Fahrerlaubnis in Deutsch-
land ist nach Abweisung der Klage durch das Verwal-
tungsgericht in Bayern rechtskräftig geworden.
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Schuljahr 2020/2021, die den Schulleitungen vom 
Kultusministerium Baden-Württemberg mit Schrei-
ben vom 27. April 2021 mitgeteilt wurden, maßgeb-
lich.

Gemäß § 1 Absatz 3 der CoronaVO Schule vom  
28. April 2021 bestand in Schulen die Pflicht zum 
Tragen einer medizinischen Maske oder eines Atem-
schutzes, welcher die Anforderungen der Standards 
FFP2 (DIN EN 149:2001), KN95, N95 oder eines ver-
gleichbaren Standards erfüllt. Diese Pflicht erstreckte 
sich auch auf die Teilnahme an Prüfungen. Im o. g. 
Schreiben hat das Kultusministerium mitgeteilt, dass 
im Prüfungsraum die Maske jederzeit zum Zweck der 
Nahrungs- und Flüssigkeitsaufnahme abgenommen 
werden kann, wodurch „Maskenpausen“ für die Schü-
lerinnen und Schüler gewährleistet werden können. 
Ferner hat das Kultusministerium die Schulen darüber 
informiert, dass sie den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern der Prüfungen darüber hinaus hinreichende 
Tragepausen während der Prüfungszeit auch außer-
halb des Prüfungsraums ermöglichen können, soweit 
dies schulorganisatorisch möglich ist. Insofern hatte 
der Petent die Möglichkeit, die Maske während der 
Nahrungsaufnahme (Essen und Trinken) abzuneh-
men, sodass der Petent die Maske nicht durchgehend 
und ohne Unterbrechung während der Prüfung hat tra-
gen müssen. 

Zudem hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg wiederholt bestätigt, dass die getroffenen 
Maßnahmen zum Infektionsschutz an den Schulen, 
insbesondere die Maskenpflicht angemessen und ver-
hältnismäßig sind. 

Ein Notenbonus für die Prüfung unter Pandemiebe-
dingungen ist im Prüfungsrecht nicht vorgesehen. 
Auch wäre dies – wie der Petent selbst schreibt – 
mangels Messbarkeit willkürlich und damit nicht im 
Sinne der Chancengleichheit. 

Allerdings bestand nach § 3 Absatz 1 der Coronapan-
demie-Prüfungsverordnung für das Schuljahr 2020/
2021 die Besonderheit, dass ein Rücktritt von der Prü-
fung ohne wichtigen Grund möglich war. Die Prüfung 
galt bei fristgerechtem Rücktritt insgesamt als nicht 
unternommen. Das Abschlussjahr konnte ohne An-
rechnung auf die Höchstverweildauer oder die höchst-
zulässigen Wiederholungsmöglichkeiten wiederholt 
werden. Insofern hätte der Petent auch von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen können und von der 
Prüfung rechtzeitig zurücktreten können, sofern die 
Teilnahme an der Prüfung mit Mund-Nasen-Bede-
ckung für ihn eine zu große psychische und physische 
Belastung dargestellt hätte.

Im Interesse der Chancengleichheit der Schülerinnen 
und Schüler hat das Kultusministerium mit Schreiben 
vom 18. Februar 2021 die Schulen außerdem infor-
miert, dass die den Schülerinnen und Schülern zur 
Verfügung stehende Bearbeitungszeit bei den schrift-
lichen Prüfungsaufgaben verlängert wird. Schülerin-
nen und Schüler haben des Weiteren die Möglichkeit 
erhalten, an Stelle des Haupttermins für alle schriftli-
chen Prüfungen einheitlich den ersten Nachtermin zu 
wählen.

kommission Geschichte keine Entscheidung mit 
Augenmaß gefällt, obwohl er einen Blackout ge-
habt habe.

	 –	� Diese vom Petenten als hart empfundene Ent-
scheidung führte nach seinen Angaben dazu, 
dass er in Mathematik, seinem „Angstfach“, nun 
mindestens 9 Notenpunkte in der mündlichen 
Prüfung erreichen musste, um nicht ein weiteres 
Fach zu unterpunkten. Dieser Druck sei zu groß 
gewesen. Er erreichte in der mündlichen Prü-
fung keinen einzigen Notenpunkt.

4.	�fehlender Unterstützung durch die prüfenden Lehr-
kräfte, insbesondere hinsichtlich der Frage des 
Petenten, welche Themen schwerpunktmäßig im 
Unterricht behandelt worden seien.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Gemäß Abiturverordnung Gymnasien der Normal-
form (AGVO) gliedert sich die Schulfremdenprüfung 
in zwei Teile: Der erste Teil umfasst vier Fächer, die 
schriftlich und mündlich geprüft werden. Der zweite 
Teil umfasst vier Fächer, die ausschließlich münd-
lich geprüft werden. Drei Fächer des ersten Teils der 
Prüfung werden nach den Anforderungen eines Leis-
tungsfachs und entweder Deutsch oder Mathematik 
nach den Anforderungen eines Basisfachs, alle Fächer 
des zweiten Teils der Prüfung nach den Anforderun-
gen eines Basisfachs in der ordentlichen Abiturprü-
fung geprüft. 

Am zweiten Teil darf nur teilnehmen, wer den ers-
ten Teil bestanden hat. Der erste Teil ist gemäß § 41 
Absatz 4 Ziffer 1 AGVO bestanden, wenn kein Fach 
mit null Punkten bewertet wurde und insgesamt in al-
len vier Prüfungsfächern mindestens 220 Punkte, da-
runter jeweils fünf Punkte bei einfacher Wertung in 
mindestens zwei Fächern, erreicht wurden; dabei wer-
den die Punktzahlen der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung jeweils mit 5,5 multipliziert und addiert; er-
gibt sich danach eine halbzahlige Punktzahl, wird das 
Gesamtergebnis in üblicher Weise gerundet.

Zu Petitum 1 (schriftliche Prüfung allgemein):

Die Kultusministerkonferenz hat am 21. Januar 2021 
beschlossen, die Abiturprüfungen 2021 unter Ein-
haltung der Hygienemaßnahmen zum Schutz vor 
dem Coronavirus stattfinden zu lassen. Zu den vom 
Land getroffenen Schutzmaßnahmen gehören unter 
anderem die Pflicht zum Tragen einer medizinischen 
Maske, regelmäßiges Lüften sowie Testangebote für 
die Prüflinge. Die schriftlichen Abiturprüfungen in 
Baden-Württemberg haben am 4. Mai 2021 an den 
allgemein bildenden Gymnasien, den Gemeinschafts-
schulen und den beruflichen Gymnasien begonnen. 
Zum Zeitpunkt der schriftlichen Abiturprüfungen 
waren in Bezug auf die Maskenpflicht die Regelun-
gen der Verordnung des Kultusministeriums über 
den Schulbetrieb unter Pandemiebedingungen (Coro-
naverordnung Schule – CoronaVO Schule) in der ab  
28. April 2021 gültigen Fassung sowie die ergänzen-
den Informationen zu den Abschlussprüfungen im 
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ausschusses Geschichte und des Fachausschusses Ma-
thematik) zu dem Ergebnis, dass sowohl die Bewer-
tung der Prüfungsleistung Geschichte mit der Note 
„ausreichend“ (5 Notenpunkte) als auch die Bewer-
tung der Prüfungsleistung Mathematik mit „ungenü-
gend“ (0 Notenpunkte) nicht zu beanstanden sind. 
Zunächst ist der eingeschränkte Überprüfungsmaß-
stab bei Prüfungsentscheidungen zu berücksichtigen. 
Demnach kann die Leistungsbewertung der Prü-
fer vom Gericht nur daraufhin überprüft werden, ob 
diese von falschen Tatsachen ausgegangen sind, all-
gemein gültige Bewertungsmaßstäbe nicht beachtet 
oder gegen Verfahrensvorschriften – insbesondere 
gegen einschlägige Prüfungsbestimmungen – versto-
ßen haben oder ob diese sich bei der Bewertung von 
sachfremden Erwägungen haben leiten lassen. Die in 
eigener Zuständigkeit und frei von Weisungen getrof-
fene wissenschaftlich-pädagogische Beurteilung von 
Prüfungsleistungen durch die Prüfer hingegen ist ge-
richtlich nicht nachprüfbar; derselbe eingeschränkte 
Überprüfungsrahmen gilt für die Schulaufsichtsbehör-
den, denen insoweit keine weitergehenden Kontroll-
befugnisse als den Gerichten zustehen. Ausgehend 
hiervon, sind keine Verfahrens- oder Bewertungsfeh-
ler erkennbar.
Sowohl die Fachreferentin für Geschichte beim Re-
gierungspräsidium als auch die Fachreferentin für 
Mathematik kommen anhand der Prüfungsunterla-
gen, insbesondere der Notenbegründungen der Fach-
ausschüsse, zu dem Ergebnis, dass sowohl die Prü-
fungsaufgaben als auch die Begründung keine päda-
gogisch-fachlichen Fehler erkennen lassen: Die Note 
„ausreichend“ (5 Notenpunkte) ist den vom Fachaus-
schuss Geschichte geschilderten Leistungen des Prüf-
lings angemessen. Bei der mündlichen Prüfung wur-
den alle Anforderungsbereiche mit den im Fach Ge-
schichte gängig verwendeten Operatoren abgeprüft. 
Die Inhalte des Prüfungsgesprächs sind eine logische 
Fortführung der gestellten Prüfungsaufgabe und über-
raschen von der Fragestellung her nicht. Sie sind al-
so sehr kalkulierbar gewesen, weil genau diese Fra-
gestellungen im Bildungsplan bzw. in den gängigen 
Schulbüchern thematisiert bzw. aufgeworfen werden. 
Die zugrundeliegende Quelle ist gut analysierbar. Die 
Fragen dazu sind sinnvoll. Insofern war die Prüfung 
fair, erwartbar und von den Anforderungen her auf 
allen Niveaustufen gut machbar. 
In der mündlichen Prüfung im Fach Mathematik wur-
de dem Prüfling eine Aufgabe aus dem Bereich der 
Analysis vorgelegt, die bildungsplankonform und im 
Niveau angemessen ist. Im zweiten Teil der Prüfung 
wurden Fragen im Themengebiet der Geometrie ge-
stellt. Diese Fragen waren vom Schwierigkeitsgrad 
eher im niederen bis mittleren Bereich. Die Ausar-
beitung des Prüflings und die Notenbegründung des 
Fachausschusses zeigen, dass ungenügende Kenntnis-
se vorhanden waren. 
Der Petent gibt an, dass er aufgrund der Unterpunk-
tung im Fach Geschichte in der nächsten mündlichen 
Prüfung in seinem „Angstfach“ Mathematik 9 Noten-
punkte hätte erreichen müssen, um nicht vorzeitig an 
der Abiturprüfung zu scheitern. Dies habe den psy-

Zu Petitum 2 (schriftliche Prüfung an dem besagten 
Gymnasium):

Seit dem 19. April 2021 besteht an den Schulen eine 
inzidenzunabhängige Testpflicht. Gemäß § 14b Ab-
satz 12 der Coronaverordnung des Landes in der ab 
24. April 2021 gültigen Fassung (CoronaVO) bestand 
für Personen, die weder einen Nachweis über eine ne-
gative Testung auf das Coronavirus erbringen noch 
eine Impfdokumentation oder einen Nachweis über 
eine bestätigte Infektion im Sinne des § 4a CoronaVO 
vorlegten, ein Zutritts- und Teilnahmeverbot an den 
schulischen Einrichtungen. Dieses Zutritts- und Teil-
nahmeverbot bestand gemäß § 14b Absatz 13 Nr. 1 
CoronaVO hingegen nicht für die Teilnahme an Zwi-
schen- und Abschlussprüfungen. Die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer an Zwischen- und Abschlussprü-
fungen, die keinen entsprechenden negativen Test-
nachweis erbrachten, mussten räumlich von den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern, die den Nachweis nach 
§ 14b Absatz 12 Satz 3 CoronaVO erbracht hatten, 
getrennt werden und ein Mindestabstand von 1,5 Me-
tern musste zwischen den Prüflingen gewahrt werden. 

Der Petent hätte an der Abiturprüfung folglich auch 
ohne vorherige Testung an der Schule und auch ohne 
vorherige Testung bzw. Bescheinigung eines negati-
ven COVID-19-Schnelltests im Sinne des § 4a Ab-
satz 1 CoronaVO teilnehmen können. Die Durchfüh-
rung eines vorherigen COVID-19-Schnelltests bzw. 
die Vorlage eines negativen COVID-19-Schnelltests 
war keine zwingende Voraussetzung für die Teilnah-
me an der schriftlichen Abiturprüfung. Insofern ist 
das Vorbringen des Petenten, dass die Vorlage eines 
negativen COVID-19-Schnelltests „notwendig“ ge-
wesen sei, nicht korrekt. Das Kultusministerium hat 
mit Schreiben vom 27. April 2021 die Schulleitungen 
lediglich darüber informiert, dass den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern (ausgenommen sind geimpfte 
und genesene Prüflinge) vor Beginn des Prüfungszeit-
raums ein Testangebot zu unterbreiten ist. 

Für die Durchführung der Abiturprüfung sind die Re-
gierungspräsidien zuständig. Das Kultusministerium 
hat das zuständige Regierungspräsidium um eine Stel-
lungnahme zu den vom Petenten beanstandeten Be-
dingungen der Prüfungen in Geschichte und Mathe-
matik gebeten. 

Weder der Petent noch die schuleigenen Prüflinge ha-
ben während oder unmittelbar nach der Prüfung über 
Lärm geklagt. Der Petent hat zu keiner Zeit mitgeteilt, 
dass er sich krank oder schlecht fühle. Damit gilt § 29 
Absatz 2 AGVO: „Wer sich in Kenntnis einer gesund-
heitlichen Beeinträchtigung oder eines anderen wich-
tigen Grundes der Prüfung unterzogen hat, kann dies 
nachträglich nicht mehr geltend machen.“ 

Zu Petitum 3 (mündliche Prüfung für Schulfremde an 
besagtem Gymnasium):

Nach Prüfung der Sach- und Rechtslage kommt das 
zuständige Regierungspräsidium auf Basis der ihm 
vorliegenden Prüfungsunterlagen (Aufgabenstellung, 
Prüfungsprotokoll und Notenbegründung des Fach-
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6. Petition 16/5160 betr. Kindertagespflege

Die Petentin ist Tagespflegeperson in einer Kinder-
tagespflege. Zusammen mit einer weiteren Tagespfle-
geperson betreut sie in der bezeichneten Tagespflege-
stelle neun Kinder. Unter den betreuten Kindern sind 
eigene Kinder beider Tagespflegepersonen, die per 
gegenseitigem Betreuungsvertrag der jeweils anderen 
anwesenden Tagespflegeperson zugeordnet sind. Die 
Betreuung der Kinder durch die Tagespflegepersonen 
erfolgt in einer gemeinsamen Gruppe in Anwesenheit 
der dem Kind vertraglich zugeordneten Tagespflege-
person und der jeweiligen Mutter des Kindes. 
Die Petentin beschwert sich über die Entscheidung 
des Kreisjugendamts vom 1. Oktober 2020, wonach 
das Amt die vorgenannte Betreuungsform und inso-
fern die Übernahme der Betreuungskosten nach § 23 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) für die Be-
treuung der beiden leiblichen Kinder der Tagespflege-
personen durch die jeweils andere Tagespflegeperson 
grundsätzlich ablehnt, weil durch die gemeinsame Be-
treuung insbesondere die Bindung des betreuten Kin-
des an die vertraglich zugeordnete Tagespflegeperson 
nicht gewährleistet sei. Zudem widerspreche die vor-
liegende Konzeption der Rahmenkonzeption, die das 
Kreisjugendamt mit den sechs Tageselternvereinen 
und den Kommunen abgestimmt und im Jugendhilfe-
ausschuss beschlossen habe. 
Am 21. Dezember 2020 erging ein Widerspruchsbe-
scheid des Kreisjugendamts an die Petentin, der den 
Widerspruch insbesondere aus den oben genannten 
Gründen zurückweist. Mit Stellungnahme vom 18. Ja
nuar 2021 legte das Kreisjugendamt dar, die Kosten-
übernahme widerspreche einer internen Rahmenkon-
zeption, die im Jugendhilfeausschuss beschlossen 
worden sei. Eine Überkreuzbetreuung werde dort 
zwar nicht explizit erwähnt, jedoch folge aus den 
Festsetzungen, dass eine derartige Betreuung seitens 
des Kreisjugendamtes nicht gewollt sei. 
Die Petentin bittet um Hilfe bei der Durchsetzung 
ihres Anliegens, vom zuständigen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe die laufende Geldleistung auch für 
die Betreuung der leiblichen Kinder der jeweils ande-
ren Tagespflegepersonen zu erhalten. 

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Insgesamt ist die Kindertagespflege eine anspruchs-
volle und höchstpersönliche durch die Kindertages-
pflegeperson (KTTP) zu erbringende Dienstleistung. 
Unabhängig von der Form der Kindertagespflege wird 
dies durch die feste pädagogische und vertragliche Zu
ordnung eines bestimmten Kindes zu einer bestimm-
ten KTTP festgelegt. Vor diesem Hintergrund ist es 
möglich, dass eine Überkreuzbetreuung, wie oben dar
gelegt, stattfinden kann. Die Zuordnung der eigenen 
Kinder über Kreuz zur anderen KTTP macht es theo-
retisch möglich, dass die eigenen Kinder für die Prü-
fung der Erlaubnis nach § 43 SGB VIII bei der jeweils 
anderen Kindertagespflegeperson mitgezählt werden 
und dafür eine Vergütung im Sinne der laufenden 
Geldleistung nach § 23 SGB VIII erfolgen kann. 

chischen Druck für ihn so erhöht, dass er letztlich 
prüfungsuntauglich gewesen sei. Mit seiner Annahme 
zur mindestens zu erreichenden Notenpunktzahl liegt 
der Petent falsch. Bereits mit einem Notenpunkt wäre 
dem Petenten das Bestehen der Abiturprüfung weiter-
hin möglich gewesen. 
Was die geltend gemachten Beeinträchtigungen (Prü-
fungsangst, Blackout, Panikattacke und schlechte 
Vorbereitung) anbelangt, so können diese Umstände 
nicht nachträglich, nach Abwarten der Ergebnisse, ge-
rügt werden, sondern dies hätte unmittelbar erfolgen 
müssen (dann wäre möglicherweise ein Rücktritt mit 
Nachprüfungen denkbar gewesen). Der Petent hat zu 
keiner Zeit mitgeteilt, dass er sich krank oder schlecht 
fühlte. Auch war für die Prüfungskommissionen sol-
ches nicht ersichtlich. 
Nach Ansicht des Petenten würden an Schulfremde 
inhaltlich höhere Anforderungen gestellt als an Prüf-
linge der regulären Abiturprüfung. Insbesondere habe 
er eine Unterstützung durch die Lehrkräfte der Schule 
vermisst: Auf die Frage nach schwerpunktmäßig im 
Unterricht behandelten Themen habe er keine Ant-
wort erhalten. 
Grundlage für die Prüfungen bilden wie bei allen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Abiturprüfung 
die gültigen Bildungspläne in Verbindung mit den 
Bildungsstandards für die allgemeine Hochschulreife 
bzw. Einheitlichen Prüfungsanforderungen sowie dem 
Facherlass für die Abiturprüfung. Insofern ist die An-
sicht des Petenten nicht zutreffend, dass Schulfremde 
mehr wissen müssten als Prüflinge der regulären Abi
turprüfung.
Für die Beratung der Schulfremden sind die Prüf-
schulen nicht zuständig, sondern die Vorbereitungs-
institute. Darauf wurden die Prüfschulen hingewiesen 
und auch darauf, dass für die mündlichen Prüfungen 
keinesfalls irgendwelche Absprachen zu den Inhal-
ten getroffen werden dürften. Eine Präzisierung zur 
Themenwahl im Fach Englisch erhielten entgegen der 
Darstellung des Petenten alle drei Schulfremde. Auch 
in diesem Fall war somit die Chancengleichheit ge-
wahrt.
In den schriftlichen Abiturprüfungen 2021 wurden 
den Lehrkräften, nicht den Prüflingen, zusätzliche 
Auswahlentscheidungen eingeräumt. Die schulfrem-
den Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden einem 
Kurs zugewiesen und erhalten dieselben Aufgaben 
wie die schuleigenen Prüflinge. Bestehende Auswahl-
möglichkeiten der Prüflinge im Rahmen des Facher-
lasses für die Abiturprüfung blieben erhalten.
Abschließend ist festzustellen, dass sowohl der Schul-
leitung als auch den prüfenden Lehrkräften keine Ir-
regularität vorzuwerfen ist. 

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple
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schlüssen mehrerer Tagespflegepersonen in anderen 
geeigneten Räumen bei entsprechender Zuordnung 
des jeweiligen Kindes zu einer Tagespflegeperson 
grundsätzlich förderfähig sein, auch dann, wenn die 
Kindsmutter als weitere Tagespflegeperson für ande-
re Kinder in denselben Räumlichkeiten anwesend und 
tätig ist.
In einem vergleichbaren Fall führt das Oberverwal-
tungsgericht Nordrhein-Westfalen in einem Beschluss 
vom 29. Januar 2021 aus: „In Bezug auf Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe haben die Leistungs-
berechtigten gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 SGB VIII 
grundsätzlich das Recht, zwischen Einrichtungen und 
Diensten verschiedener Träger zu wählen und Wün-
sche hinsichtlich der Ausgestaltung der Hilfe zu äu-
ßern. Der Wahl und den Wünschen der Eltern soll 
gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 SGB VIII entsprochen 
werden, sofern dies nicht mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten verbunden ist. Wie sich aus § 22 Absatz 1 
Satz 2 sowie aus § 23 Absatz 1, 3 und 4 SGB VIII 
ergibt, darf sie zudem nur nicht selbst personensorge- 
beziehungsweise erziehungsberechtigt für das jeweils 
zu fördernde Kind sein.“
Die Petenten haben gegenseitig die formal erforderli-
chen Betreuungsverträge geschlossen und diese nebst 
einem Kostenübernahmeantrag bezüglich Betreuungs-
kosten an das Jugendamt geleitet. Vor diesem Hin-
tergrund besteht nach gegenwärtiger Rechtslage ein 
Anspruch auf Übernahme der Betreuungskosten für 
die Kindertagespflege des jeweils anderen Kindes in 
anderen geeigneten Räumen des Tagesmütter- und El-
ternvereins. 

Beschlussempfehlung: 
Die Petition wird, nachdem ihr abgeholfen 
werden kann, für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Gehring

7. �Petition 16/5207 betr. Pflege zweier Grabstätten, 
Eintrag in das Kriegsgräberverzeichnis

Der Petent beklagt den schlechten Zustand zweier 
Grabsteine auf dem jüdischen Friedhof in der Ge-
meinde Bad Buchau und verlangt Abhilfe. Es handelt 
sich nach dem Vorbringen des Petenten um russische 
Kriegsgefangene aus dem Ersten Weltkrieg, für die 
der Petent Aufnahme in die Gräberliste nach § 5 Ab-
satz 1 GräbG durch die Gemeinde Bad Buchau be-
gehrt. Der Petent beruft sich u. a. auf die Zuständig-
keit des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
e. V.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der jüdische Friedhof in Bad Buchau ist ein geschütz-
tes Kulturdenkmal und befindet sich in Obhut der 
öffentlichen Hand. Pflege und Erhalt der Grabstätte 
des Verstorbenen K. unter Mitwirkung der Israeliti-

Für die Durchführung von Aufgaben der Förderung 
von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kin-
dertagespflege werden in Baden-Württemberg nach 
§ 3 Absatz 1 des Kinderbetreuungsgesetzes (KiTaG) 
die Gemeinden herangezogen. Dabei handelt es sich 
um eine weisungsfreie Pflichtaufgabe. Die Aufgabe 
wird damit in kommunaler Selbstverwaltung im eige-
nen Wirkungskreis erfüllt und unterliegt keinem Wei-
sungsrecht. Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe, im vorliegenden Fall das zuständige Kreis-
jugendamt am Landratsamt, führen die Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch So-
zialgesetzbuch als weisungsfreie Pflichtaufgabe aus.

Die Rechtsaufsicht über die Jugendämter mit ihrer 
Gesamtverantwortung über die Durchführung der 
Kindertagespflege als örtlicher Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe führt gemäß § 1 Absatz 4 Kinder- 
und Jugendhilfegesetz Baden-Württemberg (LKJHG) 
das örtlich zuständige Regierungspräsidium, oberste 
Rechtsaufsichtsbehörde ist das Sozialministerium.

Nach § 43 Absatz 1 SGB VIII, bedarf eine Person, 
die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des 
Haushalts der Erziehungsberechtigten während eines 
Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich 
gegen Entgelt länger als drei Monate betreuen will, 
der Erlaubnis. Nach § 43 Absatz 3 Satz 1 SGB VIII 
befugt die Erlaubnis zur Betreuung von bis zu fünf 
gleichzeitig anwesenden fremden Kindern. 

Nach § 8b Absatz 2 KitaG wird eine laufende Geld-
leistung nach § 23 SGB VIII vom örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe an die Tagespflegeperson für 
ein von ihr betreutes Kind gewährt, für das ein Be-
treuungsbedarf in Sinne von § 24 in Verbindung mit 
§ 24a SGB VIII festgestellt ist. Das Jugendamt hat 
diese Geldleistung für die Betreuung eines Kindes, für 
welches das Jugendamt einen Betreuungsbedarf nach 
§ 24 SGB VIII festgestellt hat, an die Tagespflege
person zu zahlen. 

Gemäß Nummer 1.2 der Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport zur Kin-
dertagespflege (VwV Kindertagespflege) wird die 
Kindertagespflege im Haushalt der Tagespflegeper-
son, der Personensorgeberechtigten oder – wie im 
vorliegenden Fall – in anderen (geeigneten) Räumen 
geleistet. Schließen sich – wie im vorliegenden Fall 
– mehrere Tagespflegepersonen zusammen, können 
insgesamt mehr als fünf fremde Kinder, höchstens je-
doch neun Kinder, gleichzeitig durch mehrere Tages-
pflegepersonen mit einer Pflegeerlaubnis nach § 43 
SGB VIII betreut werden. 

In Baden-Württemberg existiert aktuell keine landes-
rechtliche Regelung, die etwa die Betreuung des Kin-
des einer Kindertagespflegeperson durch eine andere 
anwesende Tagespflegeperson im Rahmen der Tages-
betreuung in anderen geeigneten Räumen pauschal 
untersagt oder eine laufende Geldleistung an die be-
treuende Tagespflegeperson in diesem Fall grundsätz-
lich ausschließt. Da die Abwesenheit von Personen-
sorgeberechtigten nicht zwingende Voraussetzung für 
eine Förderfähigkeit ist, kann auch die Erbringung 
von Tagespflegeleistungen in Fällen von Zusammen-
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vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit. Im 
Jahr 2000 wurde ihm eine Fiktionsbescheinigung aus-
gestellt. Im Oktober 2002 wurde ihm erstmals eine 
befristete Aufenthaltserlaubnis zum Kindernachzug 
für die Dauer von einem Jahr erteilt. 

Im Oktober 2002 wurde der Petent aufgrund der be-
reits damals begangenen Straftaten durch die zustän-
dige Ausländerbehörde eines anderen Bundeslandes 
verwarnt. Im Jahr 2003 wurde gegen ihn in einem 
anderen Bundesland erstmals aus diesem Grund ein 
Ausweisungsverfahren eingeleitet, welches aufgrund 
eines Zuständigkeitswechsels im Jahr 2004 eingestellt 
wurde.

Ein Antrag auf Erteilung einer unbefristeten Aufent-
haltserlaubnis (Niederlassungserlaubnis) wurde im 
Jahr 2004 von der damals zuständigen Ausländerbe-
hörde abgelehnt aufgrund seiner strafrechtlichen Ver-
urteilungen und da er seinen Lebensunterhalt nicht si-
chern konnte. Die befristete Aufenthaltserlaubnis des 
Petenten wurde immer wieder verlängert, zuletzt im 
November 2006 bis November 2008 nach § 34 Ab
satz 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG).

Im Jahr 2007 zog der Petent nach Baden-Württem-
berg. Aufgrund erneuter Straftaten leitete das inzwi-
schen zuständige Regierungspräsidium in Baden-
Württemberg kurz darauf ein weiteres Ausweisungs-
verfahren ein. In den folgenden Jahren wurde das 
Ausweisungsverfahren, aufgrund anhängiger Straf-
verfahren oder um den Ausgang einer Therapie abzu-
warten, immer wieder unterbrochen. Schließlich wur-
de aufgrund der hohen Wiederholungsgefahr hinsicht-
lich der Begehung weiterer Straftaten im Jahr 2017 
das Ausweisungsverfahren trotz eines anhängigen 
Strafverfahrens weitergeführt. Die Staatsanwaltschaft 
erteilte hierzu ihr Einvernehmen.

Im April 2017 beantragte der Petent die Verlängerung 
seiner zuletzt bis 2008 erteilten Aufenthaltserlaubnis. 
Dem Petenten sollte bis zum Abschluss des Auswei-
sungsverfahrens eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 
Absatz 3 Satz 1 AufenthG ausgestellt werden. Der 
Petent kam der Einbestellung zur Ausstellung jedoch 
nicht nach, sodass eine Fiktionsbescheinigung nicht 
ausgestellt wurde. Mit Verfügung von Januar 2018 
wurde der Petent aus der Bundesrepublik Deutsch-
land ausgewiesen, der Antrag auf Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis abgelehnt und dem Petenten die 
Abschiebung in die Türkei angedroht. Die sofortige 
Vollziehung der Ausweisung wurde angeordnet. Es 
wurde ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 
Absatz 1 AufenthG für die Dauer von sechs Jahren ab 
der Ausreise angeordnet. 

Gegen die Ausweisungsverfügung erhob der Pe-
tent Klage und stellte einen Antrag auf vorläufigen 
Rechtsschutz nach § 80 Absatz 5 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO). Der Antrag auf vorläufigen 
Rechtsschutz wurde vom Verwaltungsgericht mit Be-
schluss von Juli 2018 abgelehnt. Die Klage wurde mit 
Urteil des Verwaltungsgerichts von Juni 2020 abge-
wiesen. Im September 2020 stellte der Petent einen 
Asylantrag. Mit Bescheid vom 9. Juli 2021 lehnte das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 

schen Religionsgemeinschaft Württemberg K.d.ö.R. 
(IRGW) sind sichergestellt. 

Auf einem jüdischen Friedhof gilt ewige Grabesruhe, 
die niemals gestört werden darf. Daher werden Grä-
ber im Gegensatz zu den Gräbern auf christlichen 
Friedhöfen auch niemals aufgehoben. Man kann auf 
jüdischen Friedhöfen immer wieder zerfallene Steine 
finden. Würde man den Stein ersetzen, würde die To-
tenruhe gestört. Der Grabstein des Verstorbenen K. 
besteht aus Sandstein, der sich mit der Zeit auflöst. 
Laut Angaben eines Rabbiners müssten selbst um-
gefallene Steine nicht mehr aufgerichtet werden. Die 
Stadt ist nur für die Gartenpflege zuständig.

Im Familienregister der jüdischen Gemeinden ist zum 
Namen des Verstorbenen K. als Todesursache Grippe 
vermerkt. Es liegen keine weiteren Angaben vor, wel-
che die Voraussetzungen gemäß § 1 Absatz 2 GräbG 
erfüllen würden. Auch lässt die Gestaltung der Grab-
stätte keinerlei Rückschlüsse auf einen möglichen 
Bezug zu den im Gräbergesetz genannten Vorausset-
zungen erkennen. Der Volksbund Deutsche Kriegs-
gräberfürsorge e. V. ist nach eigener Auskunft nur für 
die Pflege deutscher Soldatengräber im Ausland ver-
antwortlich. 

Aufgrund der Eintragungen im Familienregister zum 
Namen des Verstorbenen S. fällt dessen Grab unter 
das Gräbergesetz. Todesursache: Verwundung bei 
Fluchtversuch. Die Stadt wird somit die Grabstätte 
des Verstorbenen S. in die Gräberliste aufnehmen. 
Zur Betreuung der verwaisten jüdischen Friedhöfe 
benötigt die Stadt die Zustimmung der IRGW nach 
Vorlage des Nachweises über den Eintrag in die Liste. 
Die IRGW hat die Aufnahme der genannten Grabstät-
te ausdrücklich begrüßt.

Beschlussempfehlung: 

Die Petition wird hinsichtlich der geplan-
ten Aufnahme des Grabes des Verstorbenen 
S. in die Gräberliste für erledigt erklärt. Im 
Übrigen kann der Petition nicht abgeholfen 
werden.

Berichterstatter: Hörner

8. Petition 16/4518 betr. Aufenthaltstitel

Gegenstand der Petition: 

Der Petent begehrt die Aussetzung aufenthaltsbeen-
dender Maßnahmen sowie ein dauerhaftes Aufent-
haltsrecht im Bundesgebiet.

Sachverhalt: 

Bei dem Petenten handelt es sich um einen 36-jäh-
rigen türkischen Staatsangehörigen. Er wurde in der 
Bundesrepublik Deutschland geboren. Aufgrund der 
damals geltenden Rechtslage war der Petent zunächst 
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geprüft, ob der Petent ein Aufenthaltsrecht nach dem 
Assoziationsabkommen zwischen der EU und der 
Türkei erworben hatte. Tatsächlich bestand bei ihm 
ein besonderer Ausweisungsschutz nach § 53 Absatz 3 
AufenthG. Danach darf ein Ausländer nur dann aus-
gewiesen werden, wenn das persönliche Verhalten 
des Betroffenen gegenwärtig eine schwerwiegende 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
darstellt, die ein Grundinteresse der Gesellschaft be-
rührt und die Ausweisung für die Wahrung dieses In-
teresses unerlässlich ist. Die gegenwärtige Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedeu-
tet dabei nicht, dass der Eintritt des Schadens sofort 
und nahezu mit Gewissheit zu erwarten wäre. Es ver-
langt vielmehr eine Wahrscheinlichkeit, dass der Aus-
länder künftig die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
beeinträchtigen wird. 
In Bezug auf den Petenten wiegt besonders schwer, 
dass er in der Vergangenheit Eigentumsdelikte began-
gen hat, diese kontinuierlich wiederholte und sogar 
während seiner Flucht aus der Justizvollzugsanstalt 
oder der psychiatrischen Einrichtung entsprechende 
Straftaten beging. Zudem gelangte das Verwaltungs-
gericht in seinem Urteil vom Juni 2020 zu der Ein-
schätzung, dass bei dem Petenten kein solch grund-
legender nachhaltiger Einstellungswandel stattgefun-
den habe, dass eine Wiederholungsgefahr gebannt sei. 
Deshalb überwiegt das Ausweisungsinteresse das per-
sönliche Interesse des Petenten am weiteren Verbleib 
im Bundesgebiet.
Ein sich Artikel 8 Absatz 1 EMRK ergebendes Aus-
reisehindernis im Sinne des § 25 Absatz 5 AufenthG 
liegt in Bezug auf den Petenten nicht vor. Zwar wur-
de er in Deutschland geboren und seine Eltern und 
Geschwister leben hier; eine Verwurzelung im Bun-
desgebiet hat aber nicht stattgefunden. Der Petent hat 
sich nicht hinreichend integriert. Der Petent ist seit  
20 Jahren regelmäßig in erheblichem Maße straf-
rechtlich in Erscheinung getreten und hat mehrfach 
Freiheitsstrafen über mehrere Jahre hinweg verbüßt. 
Damit hat der Petent gezeigt, dass er die deutsche 
Gesellschafts- und Rechtsordnung nicht anerkennt. 
Es besteht zudem die Gefahr, dass der Petent erneut 
straffällig wird und somit weiterhin eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen 
könnte. 
Im Rahmen des Ausweisungsverfahrens wurde ermit-
telt, dass der Petent zumindest über grobe Kenntnisse 
der Sprache seines Heimatlandes verfügt und folglich 
eine Reintegration nach Überwindung anfänglicher 
(Sprach-)Schwierigkeiten möglich ist. 
Weitere Rechtsgrundlagen, die dem Petenten ein dau-
erhaftes Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet ermögli-
chen könnten, sind nicht ersichtlich.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Kenner

diesen Antrag als offensichtlich unbegründet ab, stell-
te fest, dass keine Abschiebungsverbote nach § 60 Ab-
satz 5 und 7 Satz 1 Aufenthaltsgesetz vorliegen und 
forderte den Petenten unter Androhung der Abschie-
bung in die Türkei zur Ausreise aus. 

Gegen den abgelehnten Asylantrag des Petenten wur-
de am 2. August 2021 Klage beim zuständigen Ver-
waltungsgericht erhoben. Laut Mitteilung des BAMF 
ist die Klage verfristet. Die Abschiebungsandrohung 
ist daher seit dem 30. Juli 2021 vollziehbar.

Der Petent besuchte bis zur 5. Klasse die Hauptschu-
le. Im Jahr 2005 erlangte er über die Volkshochschule 
die mittlere Reife. Er lebte bis zu seinem neunten Le-
bensjahr bei seinen Eltern und seinen beiden Ge-
schwistern. Nach der Trennung der Eltern lebte er zu-
nächst bei seiner Mutter. Im Jahr 1998 kam er in ein 
Kinderheim, in welchem der Petent bis zum 15. Le-
bensjahr verblieb. Bereits im Alter von 15 Jahren trat 
der Petent erstmals strafrechtlich in Erscheinung und 
wurde wegen mehrfacher Diebstähle in eine Einrich-
tung für straffällige Jugendliche überwiesen. Die Un-
terbringung in einer Pflegefamilie scheiterte, da er die 
Pflegefamilie bestohlen hatte. Im Jahr 2007 zog der 
Petent zu seinem Vater nach Baden-Württemberg und 
wurde dort erneut straffällig.

Der Petent ist inzwischen mehrfach vorbestraft. Der 
Bundeszentralregister-Auszug des Petenten weist acht 
Einträge auf. Zuletzt wurde der Petent zu vier Jahren 
und neun Monaten Freiheitsstrafe verurteilt. Er befin-
det sich derzeit nach wie vor in Haft.

Ab dem 25. Lebensjahr hatte der Petent ein stabiles 
Konsummuster mit verschiedenen Suchtmitteln. Be-
reits mit 16 Jahren begann er zudem an Spielautoma-
ten zu spielen. Das bei den Einbrüchen erbeutete Geld 
verwendete er für das Spielen und für den Erwerb 
von Suchtmitteln. Ein während eines Gerichtsverfah-
rens hinzugezogener medizinischer Sachverständiger 
einer psychiatrischen Einrichtung attestierte, dass der 
Petent selbstunsicher und verantwortungslos sei und 
soziale Normregeln und Verpflichtungen missachte. 
Dies zeige sich unter anderem bei der Missachtung 
der auferlegten Strafen. So verstieß er beispielsweise 
gegen Bewährungsauflagen, wodurch seine erste Ju-
gendstrafe zustande kam. Aus dem offenen Vollzug 
im April 2010 floh der Petent und beging sofort wie-
der Straftaten. Genauso entwich der Petent 2015 aus 
einer psychiatrischen Einrichtung und beging eben-
falls weitere Straftaten.

Der Petent macht geltend, dass er keine wirklichen 
Wurzeln und keine Verwandten im Land seiner 
Staatsangehörigkeit habe. Deshalb sprächen mora-
lisch-ethische Gesichtspunkte gegen seine Abschie-
bung ins Herkunftsland, wo er auf „verlorenem Ter-
rain“ wäre. Der Petent habe zudem hohe Schulden 
und keine Arbeit oder Ausbildung.

Bewertung:

Der Petent wurde bereits mit Verfügung im Januar 
2018 aus der Bundesrepublik Deutschland ausgewie-
sen. Im Ausweisungsverfahren wurde insbesondere 
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gänzlich zu verbieten, gestalte sich schwierig, u. a. 
aus den Gründen, die das Sozialministerium in seiner 
Stellungnahme vortrug.

Auf Antrag des Berichterstatters beschloss der Peti-
tionsausschuss, beim Ausschuss für Soziales und In-
tegration (dem auch der Berichterstatter als Mitglied 
angehört) eine Stellungnahme einzuholen.

In der Sitzung des Ausschusses für Soziales und In-
tegration am 21. Januar 2021 verwies ein Ausschuss-
mitglied darauf, dass häufig ganze Familien von der 
Überschuldung betroffen seien. Häufig führe eine 
Spielsucht auch zu Familientrennungen. Die Lösung 
für diese Probleme sei aber nicht in einer Prohibition, 
in einem absoluten Verbot zu suchen. Schon jetzt sei 
zu beobachten, dass das Onlinespiel auf ausländische 
Server ausweiche. Mit dem Glücksspielstaatsvertrag 
2021 gebe es erstmals die Möglichkeit, diese Prohi-
bition im Bereich Onlinespiel aufzulösen, indem ein 
rechtlicher Rahmen angeboten werde, der Spieler-
schutz und Jugendschutz mitberücksichtige. Die vor-
liegende Petition würde bei allen guten Absichten das 
Gegenteil bewirken, nämlich, dass sich verstärkt ein 
Schwarzmarkt ausbilde.

Der Berichterstatter betonte, dass Einigkeit darüber 
bestehe, dass die Spielsucht häufig bagatellisiert werde. 
Dahinter stünden aber wesentlich schlimmere Schick-
sale, als gemeinhin angenommen werde. Aber auch er 
sei der Meinung, dass ein Totalverbot keine Lösung 
sein könne, weil sich das Glücksspiel sonst dorthin 
verlagere, wo gar keine Kontrolle mehr möglich sei. 

Allgemein sollte sich der Landtag weiterhin mit der 
Frage beschäftigen, wie auch in Zukunft die Spieler 
und deren Umfeld besser geschützt werden können. 

Der Sozialausschuss hat dem Petitionsausschuss emp-
fohlen, sich der Stellungnahme des Sozialministe-
riums anzuschließen mit dem Ergebnis, dass der Peti-
tion nicht abgeholfen werden kann.

Der Petitionsausschuss hat sodann in seiner Sitzung 
am 30. September 2021 beschlossen, dass der Peti-
tion, mit der ein vollständiges Verbot von Spielhallen 
und Sportwettbüros begehrt wird, nicht abgeholfen 
werden kann.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

10. �Petition 16/5515 betr. Coronapandemie, Tref-
fen verschiedener Haushalte

Die Petentin begehrt in ihrer Petition vom 28. März 
2021, dass ein Treffen von sechs erwachsenen Per-
sonen ohne Kinder aus drei Haushalten möglich sein 
sollte. Damals war erlaubt, dass sich bis zu fünf Er-
wachsene aus zwei Haushalten treffen durften, wobei 
Kinder unter 14 Jahren nicht mitgezählt wurden.

9. �Petition 16/4632 betr. Gesetzesinitiative zum 
Verbot von Spielhallen und Sportwettbüros

Der Petent fordert ein gesetzliches Verbot von Spiel-
hallen und Sportwettbüros in allen Bundesländern. 
Der Petent argumentiert, dass der finanzielle Ver-
dienst von Spielhallen und Sportwettbüros einseitig 
zu Lasten spielsüchtiger, kranker Menschen gehen 
würde. Er verweist auch auf eigene Erfahrungen in 
seinem familiären Umfeld. Außerdem seien die Spiel-
automaten manipuliert und der Staat habe keine aus-
reichende Kontrolle darüber.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Beweggründe des Petenten sind nachvollziehbar. 
Es trifft auch zu, dass das Recht zum Betreiben einer 
Spielhalle oder Wettvermittlungsstelle von vornherein 
im Spannungsverhältnis zu den Zielen der Suchtprä-
vention steht. 
Bislang ist das Glücksspiel gesetzlich erlaubt: seit 
vielen Jahren in der Gewerbeordnung und seit dem 
1. Juli 2012 im Glücksspielstaatsvertrag der Länder. 
Betreiber von Spielhallen genießen zudem den Schutz 
der Berufsfreiheit nach Artikel 12 Grundgesetz.
Das Sozialministerium, das zu der Petition um Stel-
lungnahme gebeten wurde, teilt mit, dass es verfas-
sungsrechtlich schwierig bzw. nicht möglich sei, ein 
vollständiges Verbot von Spielhallen und Sportwett-
büros durchzusetzen. Zudem wird vor einer mögli-
chen Verlagerung des Glücksspiels in die Illegalität 
gewarnt. Der Spieltrieb, der in Teilen der Bevölke-
rung vorhanden sei, lasse sich nicht einfach beseiti-
gen. Zumal es international agierende Anbieter gebe, 
die z. B. über das Internet entsprechende Angebote 
bereitstellen. Vor diesem Hintergrund seien die Bun-
desländer entschlossen, ein legales Angebot zuzu-
lassen, aber auch Maßnahmen zu ergreifen, die dem 
Spielerschutz und der Suchtprävention dienen. Gene-
rell verfolgen die Bundesländer das Ziel, das Spielhal-
lenangebot in Deutschland zu reduzieren, gemäß den 
Vorgaben im Glücksspielstaatsvertrag der Länder.
So sei ein Abgleich mit der Spielersperrdatei vorge-
schrieben. Dadurch soll verhindert werden, dass Spie-
ler, die in der Sperrdatei eingetragen sind, zum Spiel 
zugelassen werden. Auch gibt es ein Verbot von Mehr-
fachkonzessionen sowie ein Abstandsgebot zwischen 
Spielhallen. Die Spielverordnung des Bundes soll u. a. 
dem Schutz vor Gerätemanipulationen dienen. 
Der Petitionsausschuss hat in seiner Sitzung am 3. De
zember 2020 über die Eingabe beraten. Der Berichter-
statter führte dabei in den Sachverhalt ein. Das vom Pe-
tenten aufgeworfene Thema sei wichtig, gerade wenn 
man berücksichtige, dass zum Teil ganze Familien in 
den Ruin getrieben würden, sofern ein Familienmitglied 
spielsüchtig sei. Oft treffe man in Spielhallen gerade je-
ne Menschen an, die sich das Glücksspiel finanziell 
überhaupt nicht leisten könnten. Bei Sportwetten entste-
he zudem als negativer Nebeneffekt eine hohe kriminel-
le Energie (z. B. Schiedsrichterbestechungen). 
Es entstünden eine Vielzahl neuer Glücksspielhallen 
– auch im ländlichen Raum. Das Glücksspiel aber 
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Zu den Ausgangsbeschränkungen: In der vom Peten-
ten genannten CoronaVO vom 7. März 2021 waren 
in § 20 Absatz 6 in der Tat Ausgangsbeschränkungen 
geregelt. Diese seien aber damals zweck- und ver-
hältnismäßig gewesen: Die wirksame Eindämmung 
der Verbreitung des Coronavirus sei ohne nächtliche 
Ausgangsbeschränkungen erheblich gefährdet gewe-
sen, so das Sozialministerium. Zeitlich beschränkte 
Ausgangsbeschränkungen waren demnach geboten, 
um das Infektionsgeschehen einzudämmen. Sie waren 
insbesondere geeignet, um Kontakte zu reduzieren. 
Es handelte sich nicht um eine Freiheitsentziehung, 
sondern um eine Einschränkung der persönlichen Be-
wegungsfreiheit zu regelmäßigen Ruhens- und Schla-
fenszeiten. 
Die CoronaVO vom 25. Juni 2021 sah dann bereits 
keinerlei Ausgangsbeschränkungen mehr vor.
Nach der aktuell geltenden CoronaVO des Landes 
(Stand 16. September 2021) sind private Zusammen-
künfte und private Veranstaltungen in der Basisstufe 
ohne Beschränkungen zulässig, in der Warnstufe nur 
Treffen von Angehörigen eines Haushalts und fünf 
weiteren Personen, in der Alarmstufe nur Treffen von 
Angehörigen eines Haushalts und einer weiteren Per-
son. Dabei werden immunisierte, also vollständig ge-
impfte und genesene Personen, nicht mitgezählt.
Auch der Berichterstatter hat sich damit schwergetan, 
die Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen zu befür-
worten. Dennoch hat sich unterm Strich gezeigt, dass 
durch die vorübergehend verhängten Maßnahmen die 
Inzidenzraten deutlich gesunken sind. Aktuell gibt es 
im Privatbereich – jedenfalls in der Basisstufe – keine 
Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen mehr, sodass 
sich die Petition insoweit erledigt hat. Darüber hinaus 
ist keine Abhilfe der Petition möglich.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird, soweit es im Privat-
bereich keine Ausgangs- und Kontaktbe-
schränkungen mehr gibt, für erledigt erklärt. 
Darüber hinaus kann der Petition nicht ab-
geholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

12. Petition 16/5562 betr. Landtagswahlrecht

Der Petent schlägt vor, der Landtag möge eine Re-
form des Wahlsystems zur nächsten Wahl des baden-
württembergischen Landtags beschließen und unter-
breitet Vorschläge, wie eine Änderung des Landtags-
wahlrechts aussehen könnte. Er bemängelt am gelten-
den Landtagswahlrecht insbesondere, dass in einzel-
nen Wahlkreisen mehrere Bewerber in den Landtag 
einziehen können, während in anderen Wahlkreisen 
nur eine Person in den Landtag einzieht. Daher möch-
te er die Verteilung der Zweitmandate ändern.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die damalige Regelung in § 9 der Corona-Verord-
nung des Landes Baden-Württemberg trug – bezogen 
auf die Herausrechnung von Kindern und Jugend-
lichen bis 14 Jahren – der Lebensrealität von Fami-
lien und der Fürsorgepflicht der Eltern angemessen 
Rechnung. Die von der Petentin geforderte Konstel-
lation bildet einen hierzu nicht vergleichbaren Sach-
verhalt. Die Landesregierung erachtet die getroffene 
Beschränkung nach der Anzahl der Personen und der 
Anzahl der Haushalte vor dem Hintergrund der da-
maligen Infektionslage als erforderlich. Es sei damals 
darum gegangen, Leben und Gesundheit der Bevölke-
rung zu schützen.
Mit der aktuell geltenden Corona-Verordnung des Lan-
des (Stand 16. September 2021) hat sich die Petition 
weitgehend erledigt. Demnach sind private Zusam-
menkünfte und private Veranstaltungen in der Basis-
stufe ohne Beschränkungen zulässig, in der Warnstu-
fe nur Treffen von Angehörigen eines Haushalts und 
fünf weiteren Personen, in der Alarmstufe nur Treffen 
von Angehörigen eines Haushalts und einer weiteren 
Person. Dabei werden immunisierte, also vollständig 
geimpfte und genesene Personen, nicht mitgezählt. Je 
nach Stufe und Immunisierungsstatus der Personen, 
die sich treffen wollen, ist die von der Petentin ange-
sprochene Konstellation möglich.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird im Hinblick auf die aktuell 
geltenden Bestimmungen der Corona-Ver-
ordnung bzgl. privater Zusammenkünfte für 
erledigt erklärt. Darüber hinaus kann der Pe-
tition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

11. �Petition 16/5523 betr. Ausgangs- und Kontakt-
beschränkungen in der Coronapandemie

Der Petent spricht sich gegen die Ausgangs- und Kon-
taktbeschränkungen zur Eindämmung der Corona-
pandemie aus (vgl. Corona-Verordnung Baden-Würt-
temberg – CoronaVO – vom 7. März 2021 in der ab 
22. März 2021 gültigen Fassung). Die Maßnahmen 
verstoßen nach Ansicht des Petenten gegen Artikel 2 
Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz, wonach die Freiheit der 
Person unverletzlich ist. Sie seien nach Ansicht des 
Petenten weder zweck- noch verhältnismäßig.
Das Sozialministerium hat berichtet, die früheren 
Kontaktbeschränkungen seien zweckmäßig gewesen, 
da sie der Unterbrechung von Infektionsketten dien-
ten. Sie seien zudem verhältnismäßig gewesen, da sie 
dem Schutz von Leben und Gesundheit der Bevöl
kerung dienten. Die Beschränkungen wurden und 
werden stets an die dynamische Entwicklung des In-
fektionsgeschehens angepasst, so das Sozialministe
rium.
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dardrundung oder – wie es nach § 2 Absatz 1 LWG 
der Fall ist – als Höchstzahlverfahren (Teilung durch 
ungerade Zahlen) ausgestaltet werden. Beide Va-
rianten führen zu identischen Ergebnissen. Insofern 
ist auch diese Forderung des Petenten im geltenden 
Wahlrecht bereits erfüllt. 

Zu d) Überhang- und Ausgleichsmandate auf Landes-
ebene und nicht auf Regierungsbezirksebene vergeben
und
zu e) Überhangmandate sollen nur noch „extern“ ver-
teilt werden, statt „intern“

Dass der Anfall von Überhang- und Ausgleichs-
mandaten im geltenden Landtagswahlsystem auf 
Regierungsbezirksebene und nicht auf Landesebene 
erfolgt, kann dazu beitragen, eine unausgewogene 
Verteilung der Sitze einer Partei auf die Regierungs-
bezirke zu vermeiden, da Zweitmandate einer Partei 
in einem Regierungsbezirk nicht mit Überhangman-
daten in einem anderen Regierungsbezirk verrechnet 
werden. Eine solche Wertung bleibt dem Gesetzge-
ber im Rahmen seiner Einschätzungsprärogative vor-
behalten. Eine Benachteiligung von kleinen Parteien 
„in mehreren Wahlkreisen“ durch die Verteilung der 
Ausgleichsmandate auf Regierungsbezirksebene ist 
nicht erkennbar. Die vom Petenten geforderte „ex-
terne“ Verteilung von Überhangmandaten (gemeint 
wohl: Verteilung von Ausgleichsmandaten für „exter-
ne“ Überhangmandate, weil letztere als solche nicht 
„verteilt“ werden) läuft auf eine Verteilung auf Lan-
desebene statt auf Regierungsbezirksebene hinaus. 
Im bestehenden Landtagswahlrecht können die auf 
Regierungsbezirksebene entstehenden Überhang- und 
Ausgleichsmandate zwar dazu führen, dass ein Regie-
rungsbezirk überproportional vertreten ist. Die vom 
Petenten behauptete Bevorzugung von Bewerbern in 
großen Wahlkreisen entsteht dadurch aber nicht (siehe 
oben Antwort zu a] und b]).
In der Gesamtschau ist festzuhalten, dass die vom Pe-
tenten vorgebrachten Vorschläge überwiegend ohne-
hin bereits im geltenden Landtagswahlrecht verwirk-
licht sind. Zudem dürfte die Tatsache, dass aus einem 
Wahlkreis mehrere Abgeordnete kommen, während 
andere Wahlkreise nur durch einen Abgeordneten ver-
treten sind, kein verfassungsrechtliches Problem dar-
stellen, da die Chance auf mehrere Abgeordnete im 
Wahlkreis für alle Wählerinnen und Wähler im Hin-
blick auf die rechtlichen Rahmenbedingungen gleich 
ist. Dass mehrere Abgeordnete aus einem Wahlkreis 
kommen, kommt auch bei anderen Wahlsystemen 
vor, beispielsweise bei der Bundestagswahl, wenn ne-
ben dem direkt gewählten Abgeordneten noch Wahl-
kreiskandidaten anderer Parteien über die Landesliste 
in das Parlament einziehen, und lässt sich auch durch 
die Vorschläge des Petenten nicht verhindern. Zu be-
achten ist in diesem Zusammenhang auch, dass ein 
Abgeordneter nicht nur seinen Wahlkreis vertritt, son-
dern nach Artikel 27 Absatz 3 LV Vertreter des gan-
zen Volkes ist.

Der Petent schlägt konkret folgende Maßnahmen vor:

a)	Angleichung der Wahlkreisgrößen;
b)	�Vergabe der Zweitmandate nach dem prozentualen 

Ergebnis im Wahlkreis statt nach absoluten Zahlen;
c)	�Verteilung der Sitze auf die Regierungsbezirke 

nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung 
statt nach dem Verfahren nach d’Hondt;

d)	�Überhang- und Ausgleichsmandate sollten auf Lan-
desebene und nicht auf Regierungsbezirksebene 
vergeben werden;

e)	�Überhangmandate sollen nur noch „extern“ verteilt 
werden, statt „intern“.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Zu a) Angleichung der Wahlkreisgrößen

Die Wahlkreisgrößen der 70 Wahlkreise für die Land-
tagswahl entsprechen den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, die unter dem Gesichtspunkt der Wahl-
rechtsgleichheit im Sinne des Artikels 26 Absatz 4 
der Verfassung des Landes Baden-Württemberg (LV) 
und der Chancengleichheit der politischen Partei-
en nach Artikel 21 in Verbindung mit Artikel 3 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes unter anderem vorsehen, 
dass kein Wahlkreis um mehr als 25 Prozent von der 
durchschnittlichen Anzahl der Wahlberechtigten pro 
Wahlkreis nach unten oder oben abweichen darf (ver-
gleiche Urteile des Staatsgerichtshofs [jetzt Verfas-
sungsgerichtshof] vom 14. Juni 2007 und 22. Februar 
2012). Diese verfassungsrechtliche Rechtsprechung 
war auch Maßstab bei der letzten Änderung von 
Wahlkreisen (62 Tübingen und 63 Balingen) durch 
Änderung des Landtagswahlgesetzes vom 22. Okto-
ber 2019. Die Annahme des Petenten, die Wahlkreis-
größe sei maßgeblich für die Zuteilung der Zweitman-
date trifft nicht zu, da diese nach dem Stimmanteil im 
Wahlkreis und nicht nach absoluten Stimmenzahlen 
vergeben werden (§ 2 Absatz 3 Satz 2 des Landtags-
wahlgesetzes [LWG]).

Zu b) Vergabe der Zweitmandate nach dem prozen
tualen Ergebnis im Wahlkreis statt nach absoluten 
Zahlen

Die Annahme des Petenten, die Wahlkreisgröße sei 
maßgeblich für die Zuteilung der Zweitmandate trifft 
wie unter a) bereits ausgeführt nicht zu, da diese nach 
dem Stimmanteil im Wahlkreis und nicht nach abso-
luten Stimmenzahlen vergeben werden (§ 2 Absatz 3 
Satz 2 LWG). Insofern ist die Forderung des Petenten 
im geltenden Wahlrecht bereits erfüllt.

Zu c) Verteilung der Sitze auf die Regierungsbezirke 
nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung statt 
nach dem Verfahren nach d’Hondt

Statt des d’Hondtschen Höchstzahlverfahrens kommt 
bereits seit der Landtagswahl 2011 das Sitzzuteilungs-
verfahren nach St. Laguё/Schepers zur Anwendung. 
Dieses kann sowohl als Divisorverfahren mit Stan-
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gleichen. Das Schreiben wurde dem Petenten mit Zu-
stellungsurkunde durch Einlegen in den Briefkasten 
zugestellt. Mit Verfügung vom 2. Dezember 2020 
bestimmte das Amtsgericht auf den entsprechenden 
Antrag der Staatsanwaltschaft Termin zur mündlichen 
Anhörung des Petenten auf 17. Dezember 2020. Die 
Ladung zum Anhörungstermin wurde dem Petenten 
mit Zustellungsurkunde durch Einlegen in den Brief-
kasten am 5. Dezember 2020 zugestellt. Zum An-
hörungstermin am 17. Dezember 2020 erschien der 
Petent nicht. Das Amtsgericht widerrief die Strafaus-
setzung zur Bewährung mit Beschluss vom 17. De-
zember 2020 wegen gröblichen und beharrlichen Ver-
stoßes gegen die festgesetzten Bewährungsauflagen. 
Der Beschluss wurde dem Petenten mit Zustellungs-
urkunde vom 19. Dezember 2020 durch Einlegen in 
den Briefkasten zugestellt.

Mit Verfügung vom 27. Januar 2021 wurde der Petent 
zum Antritt der Freiheitsstrafe auf den 1. März 2021 
geladen. Auf entsprechenden Antrag des damaligen 
anwaltlichen Vertreters des Petenten wurde diesem 
mit Verfügung vom 25. Februar 2021 Strafaufschub 
bis 30. Juni 2021 gewährt. 

Der damalige anwaltliche Vertreter des Petenten er-
hob ferner mit Schriftsatz vom 8. März 2021 Anhö-
rungsrüge und beantragte, das Verfahren in den Stand 
vor Erlass des Widerrufsbeschlusses zu versetzen. 
Das Amtsgericht verwarf den Antrag mit Beschluss 
vom 18. März 2021 als unzulässig, weil dem Petenten 
das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde zugestan-
den hätte, deren fristgerechte Einlegung der Petent je-
doch versäumt habe. Der neue anwaltliche Vertreter 
des Petenten erhob gegen den Widerrufsbeschluss des 
Amtsgerichts sofortige Beschwerde und beantragte 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Der Petent 
habe die Ladung zum Anhörungstermin und den Wi-
derrufsbeschluss nicht erhalten. Der Briefkasten sei 
bereits in der Vergangenheit aufgebrochen worden. 
Die Versäumung der Frist der sofortigen Beschwer-
de sei seinem Mandanten nicht anzulasten. Diese An
träge verwarf das Landgericht X mit Beschluss vom 
7. Juni 2021 als unzulässig. Die vorgetragenen Wider-
einsetzungsgründe seien nicht ausreichend glaubhaft 
gemacht. 

Mit Schreiben vom 16. Juni 2021 stellte der anwaltli-
che Vertreter des Petenten ein Gnadengesuch bei der 
Staatsanwaltschaft. Zur Begründung werden die auch 
in der Petitionsschrift genannten Umstände angeführt. 

Am 17. Juni 2021 bezahlte der Petent 2.000 Euro an 
den ursprünglich festgelegten Auflagenempfänger. 

Der Petent begehrt die erneute Strafaussetzung zur 
Bewährung. Zur Begründung führt der anwaltliche 
Vertreter des Petenten aus, dass der Petent auf eine 
Zahlungsaufforderung hinsichtlich der Geldauflage 
gewartet habe. Danach sei die Angelegenheit auf-
grund hoher Arbeitsbelastung in Vergessenheit ge-
raten. Der Petent habe weder eine Zahlungsaufforde-
rung durch das Gericht, noch die Ladung zum Anhö-
rungstermin erhalten. Der Petent gehe davon aus, dass 
die Briefe bewusst abgefangen worden seien, um ihm 
zu schaden. 

Ergebnis:

Der Petition kann, soweit die Forderungen des Pe-
tenten im geltenden Wahlrecht nicht bereits verwirk-
licht sind, nicht abgeholfen werden. Im Übrigen ist in 
der Koalitionsvereinbarung für die 17. Wahlperiode 
die Änderung des Landtagswahlsystems in ein Zwei-
Stimmen-Wahlrecht mit geschlossener Landesliste 
vorgesehen, wodurch die Vorschläge des Petenten 
überholt wären.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann, soweit die Forderungen 
des Petenten im geltenden Wahlrecht nicht 
bereits verwirklicht sind, nicht abgeholfen 
werden.

Berichterstatter: Miller

13. Petition 17/226 betr. Gnadensache

Der Petent begehrt die erneute Strafaussetzung zur 
Bewährung einer gegen ihn verhängten Freiheitsstrafe 
von acht Monaten. 

Das Amtsgericht X verurteilte den wegen gleicharti-
ger Taten mehrfach einschlägig vorbestraften Peten-
ten mit Urteil vom 16. Juli 2020, rechtskräftig seit 
diesem Tag, wegen vorsätzlichen Fahrens ohne Fahr-
erlaubnis zu der Freiheitsstrafe von acht Monaten. Die 
Vollstreckung der Freiheitsstrafe wurde für die Dauer 
von drei Jahren zur Bewährung ausgesetzt. Als Be-
währungsauflage setzte das Amtsgericht unter ande-
rem die Zahlung von 2.000 Euro an eine gemeinnüt-
zige Einrichtung in monatlichen Raten in Höhe von 
200 Euro fest. 

Grundlage der Verurteilung war, dass der Petent am 
18. April 2020 mit seinem Pkw fuhr, obwohl er – wie 
er wusste – die erforderliche Fahrerlaubnis nicht hat-
te. Im Rahmen der Strafzumessung und der Entschei-
dung über die Strafaussetzung zur Bewährung be-
rücksichtigte das Gericht dabei, dass der Petent in den 
vergangenen drei Jahren vor der nunmehr erfolgten 
Verurteilung insgesamt fünfmal wegen einschlägiger 
Delikte verurteilt wurde. Das Gericht gelangte jedoch 
zur Einschätzung, dass der Petent sich in einer beson-
deren Zwangslage befunden habe, weshalb die Strafe 
ausnahmsweise zum dritten Mal zur Bewährung aus-
gesetzt werden könne. Seine Lebensgefährtin habe 
dem Petenten vor Fahrtantritt mitgeteilt, dass sie sich 
umbringen wolle, wenn er nicht zu einer von ihr vor-
geschlagenen Verabredung erscheine. 

Die erste Zahlung auf die festgesetzte Bewährungs-
auflage war zum 10. August 2020 fällig. Der Aufla-
genempfänger teilte mit Schreiben vom 30. Septem-
ber 2020 mit, dass bislang keine Zahlung eingegangen 
sei. Mit Schreiben vom 19. Oktober 2020 forderte 
das Amtsgericht den Petenten auf, unverzüglich die 
Zahlungen aufzunehmen und den Rückstand auszu-
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dizinische Versorgung in den Justizvollzugsanstalten 
sichergestellt ist. 
Soweit der Petent geltend macht, dass die Bewäh-
rungsauflage inzwischen bezahlt worden sei, ist da-
rauf hinzuweisen, dass die Auflage mit Rechtskraft 
des Widerrufs der Strafaussetzung zur Bewährung 
erlischt. Die Zahlungen des Petenten sind demnach 
rechtsgrundlos erfolgt und können durch den Petenten 
zurückgefordert werden. 
Eine Strafaussetzung zur Bewährung darf im Gna-
denwege zudem nur bewilligt werden, wenn erwartet 
werden kann, dass der Verurteilte sich künftig straf-
frei führen wird (§ 26 Absatz 2 GnO). Die Auskunft 
aus dem Bundeszentralregister vom 27. Juli 2021 
weist für den Petenten seit dem Jahr 2004 insgesamt 
18 Einträge auf. Allein seit dem Jahr 2010 wurde der 
Petent vierzehnmal verurteilt, unter anderem wegen 
Körperverletzungsdelikten, Diebstahls und Verkehrs-
delikten. Der Petent stand zudem zum Tatzeitpunkt 
der dem Petitionsverfahren zugrundeliegenden Ver-
urteilung aus einer Verurteilung des Amtsgerichts 
X vom 20. August 2018, wegen Fahrens ohne Fahr-
erlaubnis mit einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe, in 
die die vorangegangene Verurteilung wegen vorsätz-
lichen Fahrens ohne Fahrerlaubnis durch das Amts-
gericht Y mit vier Monaten Freiheitsstrafe, ausgesetzt 
zur Bewährung, einbezogen wurde, einschlägig unter 
Bewährung. Gleichwohl hat sich der Petent nicht von 
einer erneuten Tat abhalten lassen. Die seit dem Jahr 
2004 andauernde fortwährende Straffälligkeit des Pe-
tenten lässt die Erwartung, dass der Petent sich künf-
tig straffrei führen wird, nicht zu. 
Überdies fehlt es beim Petenten auch an der Gnaden-
würdigkeit. Der Petent wurde noch im Gerichtssaal 
über die verhängten Bewährungsauflagen und die 
Folgen der Nichtbeachtung belehrt. Der Petent hat 
sowohl Zahlungsaufforderungen als auch den An-
hörungstermin des Gerichts ignoriert. Dass er keines 
der Schreiben erhalten haben will, ist als Schutz-
behauptung zu werten. Die Zustellung ist durch die 
Postzustellungsurkunden nachgewiesen. Für die vom 
Petenten vorgetragene Hypothese, dass die Schreiben 
bewusst abgefangen wurden, um ihm zu schaden, gibt 
es keine konkreten Hinweise, zumal bereits nicht er-
kennbar ist, dass Dritte vom bevorstehenden Erhalt 
der entsprechenden Schreiben Kenntnis hatten. Der 
Petent hatte ausreichend Gelegenheit zur Erfüllung 
seiner Bewährungsauflagen. Wer die Chance der Be-
währung nicht nutzt, ist nicht gnadenwürdig. 

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Miller

14. Petition 17/188 betr. Gnadensache

Der Petent begehrt die (erneute) Aussetzung von zwei 
gegen ihn verhängten Freiheitsstrafen von drei und 

Der Petent sei selbstständig tätig. Er beschäftige drei 
Mitarbeiter sowie einen Auszubildenden. Müsste der 
Petent die Freiheitsstrafe antreten, müsse er seinen 
Betrieb schließen. Zudem sei es dem Petenten erst 
kürzlich gelungen, einen lukrativen Auftrag zu erhal-
ten, den er abarbeiten müsse. 
Die Familie des Petenten sei auf dessen Einkommen 
angewiesen. Der Petent lebe mit seinen Eltern, seiner 
jüngeren Schwester und seiner älteren Schwester, die 
eine vierjährige Tochter habe, zusammen. Die Voll-
streckung der Freiheitsstrafe hätte zur Folge, dass die 
Versorgung der Familie nicht mehr ausreichend ge-
währleistet wäre. Die Mutter des Petenten sei darüber 
hinaus an Krebs erkrankt und auf Pflege angewiesen, 
die der Petent unterstütze. 
Der Petent sei ferner selbst an Diabetes erkrankt und 
verfüge nur über einen Lungenflügel. Der Petent sei 
daher anfällig für Krankheiten, was in Zeiten von 
Corona ein besonderes Risiko darstelle. 
Zudem habe der Petent zwischenzeitlich die Bewäh-
rungsauflage erfüllt, weshalb die Strafaussetzung zur 
Bewährung vertretbar sei. 
Die Prüfung der Petition hat ergeben, dass die Vo
raussetzungen für einen Gnadenerweis nicht vorlie-
gen. 
Gnadenerweise haben Ausnahmecharakter. Die Ge-
währung von Gnade setzt nach den §§ 3, 26 der An-
ordnung des Justizministeriums Baden-Württemberg 
über das Verfahren in Gnadensachen (GnO) voraus, 
dass besondere Umstände vorliegen, die erst nach-
träglich bekannt geworden sind und die nicht mehr 
bei der Entscheidung berücksichtigt werden konnten 
und die daher so außergewöhnlich sind, dass sie eine 
über die gesetzlichen Aussetzungsvorschriften hin-
ausgehende Vergünstigung angezeigt erscheinen las-
sen. Ferner erfordert die Gewährung von Gnade eine 
günstige Sozialprognose und Gnadenwürdigkeit. 
Außergewöhnliche Umstände, die eine erneute Straf-
aussetzung zur Bewährung rechtfertigen könnten, 
sind nicht ersichtlich. Die vorgetragenen Härten für 
das familiäre und berufliche Umfeld des Petenten sind 
denknotwendige Begleiterscheinung einer jeden In-
haftierung und deshalb grundsätzlich hinzunehmen. 
Durch den von der Staatsanwaltschaft eingeräumten 
Strafaufschub stand dem Petenten auch ausreichend 
Zeit zur Verfügung, um sein berufliches und familiä-
res Umfeld auf die bevorstehende Inhaftierung vor-
zubereiten. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass der 
anwaltliche Vertreter des Petenten mit Schreiben 
vom 24. Februar 2021 im Vollstreckungsverfahren 
zur Begründung des Antrages auf Vollstreckungs-
aufschub vortrug, dass ab Ende Juni 2021 der Vater 
des Petenten in Ruhestand treten werde und sich ver-
tretungsweise um die Firma kümmern könne. Warum 
dies jetzt nicht mehr gelten soll, wird nicht begründet, 
vielmehr wird zur Begründung der Petition lediglich 
behauptet, der Petent sei die „entscheidende Füh-
rungsfigur“ der Firma. 
Soweit sich der Petent auf eine eigene Erkrankung 
beruft, ist zu bemerken, dass eine ausreichende me-
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gewesen, es sei jedoch zum einen unklar, ob dies von 
Dauer sei, zum anderen seien die von ihm begange-
nen Taten nicht alle unmittelbar auf den Drogenkon-
sum zurückzuführen. So habe der Petent namentlich 
durch das – nunmehr wiederholte – Verwenden eines 
gefälschten Führerscheins eine erhebliche kriminelle 
Energie aufgezeigt. Letztlich hätten ihn zudem seine 
relativ stabilen sozialen Verhältnisse bislang nicht 
von der Begehung neuer Straftaten abgehalten, wes-
halb derzeit keine positive Prognose ausgestellt wer-
den könne.
Die hiergegen eingelegte Revision des Petenten wur-
de mit Beschluss des Oberlandesgerichts vom 29. Mai 
2020 als unbegründet verworfen. Das Urteil ist daher 
seit dem 30. Mai 2020 rechtskräftig. 
Aufgrund der erneuten Verurteilung widerrief das 
Amtsgericht nach persönlicher Anhörung des Peten-
ten mit Beschluss vom 10. März 2021 die diesem mit 
Urteil vom 26. April 2018 gewährte Strafaussetzung 
zur Bewährung und ordnete an, dass die zwischen-
zeitlich seitens des Petenten gezahlte Geldauflage von 
400 Euro mit zwei Wochen auf die erkannte Strafe 
anzurechnen ist. 
Die hiergegen seitens des Petenten eingelegte soforti-
ge Beschwerde wurde mit Beschluss des Landgerichts 
vom 6. Mai 2021 verworfen.
Hinsichtlich der Verurteilung durch das Amtsgericht 
vom 19. März 2019 wurde die Strafvollstreckung am 
26. Juni 2020 eingeleitet. Aufgrund der Coronapan-
demie und den mangelnden Aufnahmekapazitäten der 
Justizvollzugsanstalten bei kurzen Freiheitsstrafen 
von unter sechs Monaten wurde der Petent jedoch erst 
mit Verfügung vom 20. Mai 2021 zum Strafantritt auf 
den 21. Juni 2021 geladen.
Die Vollstreckung der widerrufenen Gesamtfreiheits-
strafe wurde am 20. Mai 2021 eingeleitet. Mit Verfü-
gung vom 21. Mai 2021 wurde der Petent zum Straf-
antritt der Gesamtfreiheitsstrafe von drei Monaten 
ebenfalls auf den 21. Juni 2021 geladen.
Aufgrund eines vom Petenten bei der Staatsanwalt-
schaft eingereichten Gnadengesuchs wurde die Straf-
vollstreckung jeweils zunächst vorläufig eingestellt. 
Mit Gnadenentschließung vom 16. Juni 2021 lehnte 
die Staatsanwaltschaft die Gnadengesuche ab und for-
derte den Petenten am 24. Juni 2021 zum unverzüg-
lichen Strafantritt hinsichtlich beider zu vollstrecken-
den Gesamtfreiheitsstrafen auf.
Der Petent führt zur Begründung des Gnadengesuchs 
durch seinen Verteidiger im Wesentlichen aus, dass 
die den Verurteilungen zugrundeliegenden Taten be-
reits längere Zeit zurückliegen und der Petent seither 
nicht mehr straffällig geworden sei und sich stabili-
siert habe. Seit über zwei Jahren sei er drogenabsti-
nent und möchte daher nun auch seine Medizinisch-
Psychologische Untersuchung (MPU) absolvieren. Er 
befinde sich auch seit über zwei Jahren in einer stabi-
len Beziehung und seine Partnerin unterstütze ihn bei 
der Bewältigung seiner Probleme. Zudem arbeite er 
seit Kurzem wieder in Vollzeit bei seiner Mutter, die 
seine Unterstützung in dem Familienbetrieb benötige.

fünf Monaten zur Bewährung im Wege der Gnade, 
hilfsweise Strafaufschub von mindestens sechs Mo-
naten.
Das Amtsgericht X verurteilte den bereits mehrfach – 
auch einschlägig – vorbestraften Petenten am 26. Ap-
ril 2018 wegen vorsätzlichen Fahrens ohne Fahrerlaub
nis in Tatmehrheit mit Urkundenfälschung zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von drei Monaten, deren Voll-
streckung zunächst zur Bewährung ausgesetzt wurde. 
Zugleich wurde dem Petenten verboten, für die Dauer 
von drei Monaten im Straßenverkehr Kraftfahrzeuge 
jeglicher Art zu führen.
Nach den Feststellungen des Amtsgerichts fuhr der 
Petent am 5. Dezember 2017 gegen 00:01 Uhr mit ei-
nem Pkw, obwohl er – wie er wusste – nicht über die 
erforderliche Fahrerlaubnis verfügte. Hierbei stand er 
zudem unter dem Einfluss von Betäubungsmitteln.
Als er sodann einer Verkehrskontrolle unterzogen 
wurde, zeigte er dem Polizeibeamten vor Ort einen 
mitgeführten bulgarischen Führerschein vor, bei dem 
es sich – wie der Petent wusste – um eine Totalfäl-
schung handelte.
Das Urteil des Amtsgerichts ist seit dem 4. Mai 2018 
rechtskräftig. 
Das Amtsgericht setzte hierbei eine Bewährungszeit 
von drei Jahren fest und verhängte gegen den Peten-
ten eine Geldauflage in Höhe von 400 Euro, die der 
Petent umgehend erfüllte.
Am 19. März 2019 verurteilte das Amtsgericht den 
Petenten erneut wegen vorsätzlichen Fahrens ohne 
Fahrerlaubnis in Tatmehrheit mit Urkundenfälschung 
und verhängte eine Gesamtfreiheitsstrafe von fünf 
Monaten. Zugleich ordnete es die Einziehung von 
dessen gefälschten spanischen Führerschein an.
Nach den Feststellungen des Amtsgerichts fuhr der 
Petent am 5. August 2018 gegen 22:15 Uhr mit einem 
Pkw, obwohl er – wie er wusste – nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hatte. Zudem stand der Petent auch 
während dieser Fahrt unter Betäubungsmitteleinfluss.
Bei einer darauffolgenden Verkehrskontrolle zeigte 
er dem Polizeibeamten vor Ort einen mitgeführten 
spanischen Führerschein vor, bei dem es sich – wie 
der Petent wusste – wiederum um eine Totalfälschung 
handelte. Hierdurch wollte er gegenüber dem Polizei-
beamten vortäuschen, dass er im Besitz der erforder-
lichen Fahrerlaubnis sei.
Die gegen dieses Urteil seitens des Petenten eingeleg-
te Berufung wurde mit Urteil des Landgerichts X vom 
6. Dezember 2019 verworfen. Zur Begründung führte 
das Landgericht insbesondere aus, dass dem Petenten 
keine für eine Strafaussetzung zur Bewährung not-
wendige positive Sozialprognose gestellt werden kön-
ne. Der Petent sei bereits vielfach – auch einschlägig 
– vorbestraft und habe zuletzt unter Bewährung ge-
standen. Dies habe ihn jedoch nicht davon abgehalten, 
nur rund drei Monate nach der letzten Verurteilung 
erneut wegen gleichartiger Taten straffällig zu wer-
den. Auch sei der Petent zwar zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung des Landgerichts nachweislich drogenfrei 
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15. Petition 16/5534 betr. Mietspiegel

I. Gegenstand der Petition

Die Petentin wendet sich gegen den Mietspiegel der 
Stadt Pforzheim mit Gültigkeit ab dem 1. April 2021. 
Die Petentin führt insbesondere aus, dass durch den 
Mietspiegel Vermieter benachteiligt werden, die vor 
dem Jahr 2000 ihre Wohnungen/Häuser modernisiert 
haben. Die Petentin bittet um eine Anpassung und 
Änderung des Mietspiegels entsprechend der von ihr 
vorgetragenen Kritikpunkte. 

II. Sachverhalt

Die Stadt Pforzheim hat mit Gültigkeit ab dem 1. Ap-
ril 2021 einen qualifizierten Mietspiegel nach der Re-
gelung des § 558d Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
veröffentlicht. 

Im Einzelnen trägt die Petentin vor:

–	� Der neue Mietspiegel berücksichtige im Gegensatz 
zum vorherigen Mietspiegel nur Sanierungen bzw. 
Modernisierungen ab 1. Januar 2000. Im vorheri-
gen Mietspiegel seien das Baualter und die Bewer-
tung von Sanierungsmaßnahmen anders definiert 
worden. 

–	� Der Mietspiegel entspreche, weil er in einigen Seg-
menten fallende Mieten aufweise, nicht der Realität 
steigender Mieten.

–	� Der Mietspiegel entspreche auch deshalb nicht der 
Realität, weil die ausgewiesenen Mieten politisch 
gewollt seien.

–	� Mieterinnen und Mieter ziehen in geförderten 
Wohnraum ein und ruinieren diese Wohnungen in 
kurzer Zeit. Dies widerspreche der Förderung die-
ser Wohnungen durch Steuergelder. Private Ver-
mieter können solche Baumaßnahmen und Instand-
haltungen nicht finanzieren.

–	� Die Mieterinnen und Mieter von gefördertem 
Wohnraum seien gegenüber allen im Stadtgebiet 
wohnenden Mieterinnen und Mietern, die nicht Zu-
gang zu diesen geförderten Wohnungen haben, pri-
vilegiert. Dies sei nicht gerecht.

–	� Den „kleinen“ Vermietern solle die angemessene 
Miete zukommen, wenn sie nach und nach moder-
nisieren. Sie hätten nicht die Möglichkeit, wie z. B. 
eine Baugesellschaft, Millionen auf einmal zu in-
vestieren.

Mit Schreiben vom 14. April 2021 hat die Stadt der 
Petentin geantwortet und darin die Methoden und An-
wendungsmöglichkeiten des Mietspiegels sowie die 
Gründe zur Neubewertung von Modernisierungsmaß-
nahmen erläutert.

Mit Schreiben vom 27. April 2021 wandte sich die 
Petentin erneut an die Stadt und trug im Wesentlichen 
die bereits erhobenen Kritikpunkte nochmals vor. Zu-
dem forderte die Petentin die Stadt auf, sie bei der 
Planung von Mieterhöhungen zu beraten.

Die Prüfung der Petition hat ergeben, dass die vor
gebrachten Gründe keine (erneute) Strafaussetzung 
zur Bewährung im Wege der Gnade rechtfertigen 
können. 
Gnadenerweise haben Ausnahmecharakter. Sie kom-
men grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn beson-
dere Umstände vorliegen, die erst nachträglich be-
kannt geworden oder eingetreten sind und nicht mehr 
bei der gerichtlichen Entscheidung berücksichtigt 
werden konnten oder die so außergewöhnlich sind, 
dass sie eine über die gesetzlichen Aussetzungsvor-
schriften hinausgehende Vergünstigung angezeigt er-
scheinen lassen.
Die seitens des Petenten vorgetragene Stabilisierung 
seiner persönlichen Umstände sowie der Umstand, 
dass die Straftaten bereits längere Zeit zurückliegen, 
waren dem Amtsgericht bereits bei der Entscheidung 
über den Widerruf bekannt und wurden von diesem 
berücksichtigt. Dennoch kam es, auch nachdem es 
sich einen persönlichen Eindruck von dem Petenten 
verschafft hatte, zu der Feststellung, dass eine mil-
dere Maßnahme als der Bewährungswiderruf nicht 
ausreiche, um den Petenten von der Begehung neuer 
Straftaten abzuhalten. Auch das Landgericht hat sich 
in seiner Entscheidung bereits eingehend mit den we-
sentlichen Umständen auseinandergesetzt. Dem Land-
gericht war insoweit auch bekannt, dass der Petent in 
Vollzeit im Betrieb seiner Mutter angestellt war.
Die vorgetragene Stabilisierung seiner Lebensverhält-
nisse sowie die Tatsache, dass nunmehr seit fast drei 
Jahren keine neuen Straftaten des Petenten bekannt 
geworden sind, stellen auch keine derart außerge-
wöhnlichen Umstände dar, die eine über die gesetz-
lichen Aussetzungsvorschriften hinausgehende Ver-
günstigung angezeigt erscheinen lassen. Hierbei ist 
auch zu berücksichtigen, dass die persönlichen Ver-
hältnisse auch bei den vorangegangenen Straftaten be-
reits relativ stabil waren und es sich bei diesen Taten 
nicht ausschließlich um solche handelt, die in unmit-
telbaren Zusammenhang mit dem Betäubungsmittel-
konsum des Petenten standen. Die mehrfache Urkun-
denfälschung weist vielmehr ein planmäßiges Vorge-
hen auf und stellt kein typisches Suchtdelikt dar. 
Auch der seitens des Petenten hilfsweise beantrag-
te Strafaufschub ist ihm nicht zu gewähren. Hierzu 
müsste der unmittelbare Vollzug der gegen den Peten-
ten verhängten Gesamtfreiheitsstrafen mit besonderen 
Nachteilen verbunden sein, die über den mit der Voll-
streckung in aller Regel verbundenen Eingriff in die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Verurteilten hinausgehen.
Solche Umstände hat der Petent weder vorgetragen 
noch sind diese ersichtlich. Daher sollten die gegen 
den Petenten verhängten Gesamtfreiheitsstrafen im 
Interesse einer wirksamen Strafrechtspflege ohne wei-
tere Verzögerung vollstreckt werden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Neumann-Martin
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Rahmen der Berechtigung einer Mieterhöhung und 
damit im Rahmen einer zivilrechtlichen Klage zwi-
schen Vermietern und Mietern. 

2. Materielle Richtigkeit des Mietspiegels

–	� Benachteiligung der Vermieter, die vor dem 1. Ja-
nuar 2000 Modernisierungsmaßnahmen an ihrer 
Wohnung durchgeführt haben

Eine Benachteiligung der Vermieter, welche vor dem 
1. Januar 2000 Modernisierungsmaßnahmen an ihrer 
Wohnung durchgeführt haben, ist nach den Ausfüh-
rungen der Stadt nicht gegeben.
Im Vorfeld zur Erstellung des aktuellen Mietspiegels 
haben die kommunale Statistikstelle der Stadt, der 
Haus- und Grundbesitzerverein sowie beide Mieter-
vereine eine aktualisierte Vorgehensweise bei der 
Berücksichtigung von Modernisierungsmaßnahmen 
zur Bestimmung der Baualtersklassen im Mietspie-
gel für die Stadt beschlossen. Bislang wurde aufgrund 
von Modernisierungsmaßnahmen ein fiktives – soge-
nanntes „mietspiegelrelevantes“ – Baualter über die 
Anwendung einer Formel ermittelt, sodass in Folge 
die Modernisierungen tendenziell zu einer höheren 
Miete führten. Diese Methode zur Berücksichtigung 
von Modernisierungsinvestitionen wurde im aktuel-
len Mietspiegel geändert. Im Mietspiegel werden die 
Mieten jetzt nach dem jeweiligen Baualter des Ge-
bäudes ausgewiesen. Je jünger das Gebäude ist, desto 
höher sind in der Regel auch die im Mietspiegel aus-
gewiesenen Mieten – mit Ausnahme weniger Baual-
tersklassen.
Grund für die geänderte Methodik zur Einstufung 
von Modernisierungsinvestitionen war, die Vorge-
hensweise für die Anwender des Mietspiegels bei der 
Handhabung dieses Aspektes zu vereinfachen und 
(teil)modernisierten Wohnraum transparenter anzu-
geben. Überdies sollte durch die Ausweisung von se-
paraten Mieten für (teil)modernisierte Wohnungen in 
den entsprechenden Baualtersklassen der früher auf-
tretenden Kritik, die Modernisierungen der Vermieter 
würden teilweise zu einer Minderung der Miete füh-
ren, entsprochen werden.
Bei dem vorherigen Mietspiegel aus dem Jahr 2019 
wurden die exakten Daten der jeweiligen Modernisie-
rungsmaßnahmen benötigt, um deren Effekt auf das 
sogenannte „mietspiegelrelevante Baualter“ zu ermit-
teln. Diese Vorgehensweise hat sich in der Anwen-
dung als kompliziert herausgestellt und wurde leider 
in der Praxis nicht immer richtig umgesetzt.
Im Übrigen konnte es durch die Anwendung des miet-
spiegelrelevanten Baualters auch geschehen, dass die 
zu erzielende Miete sank, weil die Wohnung durch 
die Modernisierungsinvestitionen in eine günstige-
re Baualtersklasse eingruppiert wurde. Neben der 
Marktlage in den einzelnen Baualtersklassen konnte 
nicht nur in der Stadt Pforzheim beobachtet werden, 
dass insbesondere in großzügigen Altbauwohnungen 
aus der Vorkriegszeit mitunter höhere Mieten fest-
gestellt werden konnten als in den Baualtersklassen 
der unmittelbaren Nachkriegszeit. Es ergab sich zu-

Die Stadt wies mit Schreiben vom 7. Mai 2021 die 
Petentin auf die Neutralität und Unabhängigkeit der 
kommunalen Statistikstelle hin und erläuterte noch-
mals die Methoden und Anwendungsmöglichkeiten 
des vorliegenden Mietspiegels.

III. �Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 
Würdigung

1. Vorbemerkung

Mietspiegel sind Übersichten über die ortsüblichen 
Vergleichsmieten, die neben ihrer Begründungsfunk-
tion für Mieterhöhungsverlangen und Erkenntnismit-
tel zur Ermittlung der konkret üblichen Vergleichs-
miete insbesondere durch ihren Vorteil der Objektivi-
tät die Transparenz auf den Wohnungsmärkten ver-
bessern.

Mietspiegel haben damit eine Befriedungsfunktion, 
weil sie für Transparenz auf den Wohnungsmärkten 
sorgen. Sie dienen Mietern weit mehr als Gutach-
ten oder Vergleichswohnungen als Orientierung, um 
selbst die ortsübliche Vergleichsmiete einschätzen zu 
können und vermeiden daher überflüssige Prozesse. 
Daneben erleichtern Mietspiegel den Vermieterinnen 
und Vermietern die ihnen obliegende Begründungs- 
und prozessuale Darlegungslast bei Mieterhöhungs-
verlangen (§ 558a Absatz 2 und 3 BGB). Der Vorzug 
von Mietspiegeln besteht auch darin, dass ordnungs-
gemäß aufgestellte Mietspiegel in der Regel auf einer 
sehr breiten Tatsachenbasis beruhen.

Die Aufstellung von Mietspiegeln ist eine Aufgabe 
der öffentlichen Daseinsvorsorge. Dabei ist zwischen 
einfachen Mietspiegeln nach § 558c BGB und qua-
lifizierten Mietspiegeln nach § 558d BGB zu unter-
scheiden.

Ein qualifizierter Mietspiegel ist gemäß § 558d Ab-
satz 1 BGB ein Mietspiegel, der nach anerkannten 
wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt und von der 
Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermie-
ter und der Mieter anerkannt worden ist. Ein quali-
fizierter Mietspiegel ist im Abstand von zwei Jahren 
der Marktentwicklung anzupassen und nach vier Jah-
ren neu zu erstellen (§ 558d Absatz 2 Satz 2 und 
Satz 4 BGB). Bei einem qualifizierten Mietspiegel 
gilt die Vermutung, dass die in ihm bezeichneten Ent-
gelte die ortsübliche Vergleichsmiete wiedergeben  
(§ 558d Absatz 3 BGB).

Qualifizierte Mietspiegel sind damit ein wichtiges 
Instrument zur Transparenz lokaler Wohnungsmärkte 
für die Mieter- und für die Vermieterseite, insbeson-
dere bezüglich der Frage zulässiger Mieterhöhungen. 
Durch die Erhebung und Auswertung einer Viel-
zahl von Daten nach anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen ist eine hohe Objektivität gewährleistet. 
Die Anerkennung durch die Gemeinde oder durch die 
Interessenvertreter beider Seiten, Mieter- und Vermie-
terseite, stellt die notwendige Neutralität sicher.

Die materielle Richtigkeit eines Mietspiegels unter-
liegt der zivilgerichtlichen Kontrolle. Dies allerdings 
nicht in einer isolierten Klage, sondern inzident im 
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spiel zu bleiben, Fenster, welche zwar vor dem Jahr 
2000 modernisiert wurden, in den Kriterien für die 
Ausstattung weiterhin als „gut“ bewertet werden und 
somit zur Kategorisierung der Wohnung in eine geho-
bene Ausstattung beitragen.
Fortwährende Investitionen in wohnwertsteigernde 
Merkmale werden nach ihrer statistischen Signifikanz 
damit entweder im Bereich des Modernisierungsstan-
des oder im Bereich der Ausstattungsmerkmale einer 
Wohnung berücksichtigt.
Nach den Ausführungen der Stadt kann damit nicht 
von einer Benachteiligung von Vermietern, welche 
vor dem 1. Januar 2000 ihren Wohnraum modernisiert 
haben, gesprochen werden.

–	� Der Mietspiegel entspreche, weil er in einigen Seg-
menten fallende Mieten aufweise, nicht der Realität 
steigender Mieten

Nach den Ausführungen der Stadt ergeben sich in ver-
einzelten Fällen gegenüber dem letzten Mietspiegel 
keine größeren Mietpreissteigerungen. 
Da das Baualter entscheidend für die Mietpreisgestal-
tung ist, wurde beim aktuellen Mietspiegel eine diffe-
renziertere Unterscheidung nach Baualtersklassen 
vorgenommen. So wurde zum Beispiel die ehemals 
ausgewiesene „Altbauklasse“ mit dem Baualter vor 
dem 1. Januar 1960 in zwei weitere Baualtersklassen 
(vor dem 21. Juni 1948 und 21. Juni 1948 bis 31. De-
zember 1959) ausdifferenziert. Durch die explizite 
Ausweisung von Gebäuden älteren Baujahres ist eine 
Trendumkehr in einzelnen Tabellenfeldern möglich.
Ein Rückgang der durchschnittlichen Nettokaltmieten 
in vereinzelten Tabellenfeldern kann zudem durch das 
marktrelevante Verhältnis von Angebot und Nachfra-
ge oder durch weitere Veränderungen in der Grund-
gesamtheit erklärt werden. Grundsätzlich gilt jedoch: 
Der Mietspiegel repräsentiert die tatsächliche ortsüb-
liche Vergleichsmiete auf dem freien Mietwohnungs-
markt und spiegelt somit bestmöglich die Realität 
wieder.

–	� Der Mietspiegel entspreche auch deshalb nicht der 
Realität, weil die ausgewiesenen Mieten politisch 
gewollt seien

Beim Mietspiegel der Stadt handelt es sich um einen 
sogenannten qualifizierten Mietspiegel nach § 558d 
BGB. Er wurde anhand anerkannter wissenschaftli-
cher Methoden erstellt und vom Haus- und Grundbe-
sitzerverein sowie den Mietervereinen in Form eines 
Beschlussprotokolls am 11. März 2021 als qualifizier-
ter Mietspiegel anerkannt.

3. Soziale Wohnraumförderung

Das Land Baden-Württemberg fördert mit großen 
finanziellen Aufwand den Bau von Sozialmietwoh-
nungen. Den Bauherren werden dafür Förderdarle-
hen und Förderzuschüsse gewährt. Als Gegenleistung 
verpflichten sich die Bauherren für einen bestimmten 
Zeitraum sogenannte Belegungs- und Mietbindungen 

dem eine Art von „Verwässerungseffekt“ in den Bau-
altersklassen durch das Aufrücken von Wohnungen in 
das früher angewandte mietspiegelrelevante Baualter, 
sodass die Baualtersklassen durch die Anwendung der 
ehemaligen Methode gewissermaßen „durcheinander“ 
gerieten. Dies ist nun ausgeschlossen, da die Woh-
nungen jetzt in ihrer ursprünglichen Baualtersklasse 
bewertet werden, die ortsübliche Vergleichsmiete der 
als (teil)modernisiert geltenden Wohnungen jedoch 
separat ausgewiesen wird. Die Miete einer (teil)mo-
dernisierten Wohnung liegt nun höher, oder zumin-
dest nicht niedriger, als die einer nicht modernisierten 
Wohnung.

Im aktuellen Mietspiegel der Stadt kann nun über die 
Anzahl der Modernisierungsmaßnahmen in den letz-
ten 20 Jahren sehr einfach beurteilt werden, ob die 
Wohnung als (teil)modernisiert gilt oder nicht. 

Die Auswertung der Mieter- und Vermieterdaten, 
welche dem aktuellen Mietspiegel zugrunde liegen, 
hat ergeben, dass ein statistisch signifikanter Unter-
schied zwischen nicht modernisierten Wohnungen 
und (teil)modernisierten Wohnungen eintritt, wenn 
in vier von neun möglichen Kategorien seit dem  
1. Januar 2000 Modernisierungsmaßnahmen seitens 
der Vermieter getätigt wurden. Dies hat neben der 
einfacheren Beurteilungsmöglichkeit den weiteren 
Vorteil, dass neben den Vermietern – welche die Zeit-
punkte der Modernisierungsmaßnahmen gut kennen 
– nun auch die Mieter deutlich besser abschätzen kön-
nen, ob sie eine als (teil)modernisiert geltende Woh-
nung bewohnen. 

Im Ergebnis ist dies ein gängige Vorgehensweise, 
die in zahlreichen Mietspiegeln Anwendung findet, 
außerdem können auf diese Weise auch Modernisie-
rungen realitätsnäher abgebildet werden. 

Dass nur noch Modernisierungen der letzten 20 Jah-
ren (also seit dem 1. Januar 2000, da die Mieten des 
Oktober 2020 die Datengrundlage des Mietspiegels 
bilden) miteinbezogen werden, entspricht ebenfalls 
der gängigen Vorgehensweise und hat mehrere Grün-
de: Zum einen, dass auch diese grundsätzlich wohn-
wertsteigernden Merkmale gewissen Abnutzungsef-
fekten unterworfen sind. Um ein Beispiel zu nennen: 
Fenster, welche in diesem Jahrtausend erneuert wur-
den, sind als hochwertiger zu bewerten als Fenster, 
welche vor 50 Jahren in den 1970ern ersetzt wurden. 
Zum anderen hat die Erfahrung auch gezeigt, dass es 
insbesondere Mietern, aber auch Eigentümern schwer 
fällt zu erkennen, ob Modernisierungen durchgeführt 
wurden, wenn diese schon lange zurückliegen.

Modernisierungen, welche vor über 20 Jahren durch-
geführt wurden, können zwar nicht mehr im Bereich 
der Kriterien für (teil)modernisierte Wohnungen be-
rücksichtigt werden, dennoch wirken sich diese In-
vestitionen über Berücksichtigungsmöglichkeiten im 
Bereich der Ausstattung der Wohnungen nach wie vor 
mit aus, wenn diese die Beurteilung der Wohnungs-
ausstattung tatsächlich erhöhen. Analog zu den (teil)-
modernisierten Wohnungen wurden im Mietspiegel 
der Stadt auch Mieten für Wohnungen mit gehobener 
Ausstattung ermittelt. So können, um bei dem Bei-
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17. Petition 16/5133 betr. Maskenpflicht im ÖPNV

Der Petent wurde am 3. Dezember 2020 von einem 
Fahrscheinprüfer kontrolliert. Der Petent beanstandet 
seine Behandlung durch die kontrollierende Person 
und fordert Maßnahmen durch den Verkehrsverbund, 
um den Vorfall aufzuklären. Weiterhin fordert der 
Petent, dass durch qualitätssichernde Maßnahmen si-
chergestellt wird, dass sich Vorfälle dieser Art nicht 
wiederholen. Schließlich fordert der Petent, das Ver-
halten der beiden Fahrkartenprüfer scharf zu rügen 
und zu missbilligen und in der Zukunft im Benehmen 
mit dessen Arbeitgeber auf die Dienste des betreffen-
des Prüfers zu verzichten. 

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Der Petent wurde am 3. Dezember 2020 vom Fahr-
ausweisprüfdienst angesprochen. Im Rahmen der 
Kontrolle wurde ein Verstoß gegen die Maskenpflicht 
festgestellt. Die Kontrolle wurde von Mitarbeitern des 
vom Verkehrsverbund für die Fahrscheinkontrollen 
beauftragten Unternehmens durchgeführt. Die Vor-
kommnisse bei der Durchführung der Kontrolle sind 
zwischen dem Petenten und dem zur Stellungnahme 
aufgeforderten Verkehrsverbund und dem Unterneh-
men streitig.
Der Petent trägt vor, er sei mit dem Vorwurf konfron-
tiert worden, dass er gegen die Maskenpflicht versto-
ße. Er habe jedoch lediglich zum Konsumieren seines 
Mineralwassers die Maske kurzfristig abgenommen. 
Er sei aufgefordert worden, seinen Personalausweis 
herauszugeben. Er sei vom Fahrscheinprüfer ob sei-
nes Alters als „junger Mann“ betitelt worden. An 
einer Haltestelle habe er das Fahrzeug verlassen und 
sei dann von den zwei Kontrolleuren sowohl körper-
lich als auch durch Drohung mit einem empfindlichen 
Übel daran gehindert worden, den Bahnsteig zu ver-
lassen, um auf die Polizei zu warten. Der Petent führt 
weiter aus, dass das Verhalten des Fahrscheinprüfers 
strafrechtlich relevant sei und eine Freiheitsberaubung 
und Nötigung sei. Er habe Strafanzeige gestellt.
Aus Sicht des Verkehrsverbundes und des beauftrag-
ten Unternehmens kam es zu keinem strafrechtlich 
relevanten Verhalten. In der Stellungnahme des Ver-
kehrsverbundes wird eingeräumt, dass fälschlicher-
weise bei der Fahrscheinkontrolle mitgeteilt wurde, 
dass auch das kurzfristige Absetzen der Maske zum 
Essen und Trinken verboten sei. Auch habe die An-
sprache des Petenten als „junger Mann“ nicht den 
Qualitätsanforderungen entsprochen. Ein strafbares 
Verhalten sei jedoch nach Sachlage nicht ersichtlich. 
Der betroffene Prüfer sei von seinem Vorgesetzten 
über seine Fehleinschätzung bezüglich der Masken-
pflicht und die nicht den Qualitätsstandards entspre-
chende Ansprache des Kunden belehrt worden. Bisher 
habe es keinerlei Beanstandungen des Prüfverhaltens 
dieses Mitarbeiters gegeben. Auch sei der Vorfall sei-
tens des Verkehrsverbundes zum Anlass genommen 
worden, das Prüfpersonal im Rahmen der regelmäßig 
stattfindenden Dienstbesprechungen nochmals ge-
sondert zum Umgang mit Fahrgästen im Rahmen der 
Kontrolle der Maskenpflicht zu sensibilisieren. 

zu beachten. Die Belegungsbindung bestimmt den 
Personenkreis, an den vermietet werden darf. Das 
sind Personen mit niedrigen Einkommen. Die Miet-
bindung begrenzt die Höhe der Miete. Die Miete ist 
niedriger als bei vergleichbaren Wohnungen.
Die soziale Mietwohnraumförderung richtet sich da-
bei nach Regelungen des Landeswohnraumförde-
rungsgesetzes und dient dem Zweck, Haushalte, die 
sich am Markt nicht angemessen mit Wohnraum ver-
sorgen können und auf Unterstützung angewiesen 
sind, mit Wohnraum zu versorgen. Von einer unzuläs-
sigen, weil sachlich nicht gerechtfertigten, Privilegie-
rung dieser Zielgruppen der sozialen Mietwohnraum-
förderung kann deshalb nicht gesprochen werden. 
Die soziale Wohnraumförderung des Landes Baden-
Württemberg kann, bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen, auch von privaten Bauherren in 
Anspruch genommen werden. Auf die aktuelle Ver-
waltungsvorschrift zum Förderprogramm Wohnungs-
bau Baden-Württemberg 2020/2021 wird verwiesen.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Ranger

16. �Petition 16/5532 betr. Informationen der Lan-
desregierung zur Corona-Verordnung Abson-
derung

Der Petent beanstandet, dass das verwendete Symbol-
bild zur Bebilderung der Webseite der Landesregie-
rung zur Corona-Verordnung Absonderung nicht die 
Realität darstelle und fordert, dass das Bild gegen ein 
anderes Bild ausgetauscht werden und ein entspre-
chender textlicher Hinweis auf unterschiedliche Qua-
rantäne-Situationen ergänzt werden soll.
Das Bild auf besagter Webseite ist ein sogenanntes 
Symbolbild zur Illustration einer beispielhaften Qua-
rantäne-Situation in den eigenen vier Wänden. Sym-
bolbilder werden auf Internetseiten breit eingesetzt. 
Es handelt sich hierbei um einen normalen redaktio-
nellen Vorgang. Zweck der Webseite ist es, über die 
rechtlichen Rahmenbedingungen in Absonderungs-
fällen zu informieren. Es besteht kein Anlass, die in-
haltliche Gestaltung der Webseite nach Wunsch des 
Petenten anzupassen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatterin: Saebel
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18. Petition 17/62 betr. Kita- und Schulöffnungen

Die Petentin fordert mit ihrer am 16. Mai 2021 ein-
gereichten Petition einen „Sonderweg“ für die Kin-
dertageseinrichtungen und die Schulen bei der Coro-
napolitik. Insbesondere wenn die Inzidenz kurzzeitig 
über 165 liegt und am dritten Tag abends wieder dar-
unter fällt. Außerdem könne es nicht sein, dass bei der 
Schließung der Einrichtungen die Sonn- und Feiertage 
bei der Zählung der maßgeblichen Tage berücksich-
tigt würden, nicht allerdings bei deren Öffnung.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Der Bundesgesetzgeber hat im Rahmen der sogenann-
ten Bundesnotbremse Folgendes bestimmt: Über-
schreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien 
Stadt an drei aufeinander folgenden Tagen die Sie-
ben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 165, so ist 
ab dem übernächsten Tag für allgemeinbildende und 
berufsbildende Schulen, Hochschulen, außerschu-
lische Einrichtungen der Erwachsenenbildung und 
ähnliche Einrichtungen die Durchführung von Prä-
senzunterricht untersagt (§ 28b Absatz 3 Satz 3 In-
fektionsschutzgesetz [IfSG]). Unterschreitet in einem 
Landkreis oder einer kreisfreien Stadt ab dem Tag, an 
dem der Präsenzunterricht untersagt ist, an fünf auf-
einander folgenden Werktagen die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 165, so tritt an dem 
übernächsten Tag die Untersagung des Präsenzunter-
richts außer Kraft. Sonn- und Feiertage unterbrechen 
nicht die Zählung der nach Satz 1 maßgeblichen Ta-
ge (§ 28b Absatz 3 Satz 7 IfSG in Verbindung mit  
§§ 28b Absatz 2 Satz 1 und 2 IfSG). 

Der Betrieb von Kindertageseinrichtungen war in der 
Verordnung über den Betrieb der Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflegestellen unter Pandemie-
bedingungen vom 4. Juni 2021 (Corona VO Kita) ge-
regelt. Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis 
die Sieben-Tage-Inzidenz an drei aufeinander folgen-
den Tagen den Schwellenwert von 165, ist der Betrieb 
der Kindertageseinrichtungen und der Kindertages-
pflegestellen mit Ausnahme der Notbetreuung ab dem 
übernächsten Tag untersagt (§ 6 Absatz 1 Corona-VO 
Kita). Unterschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz in ei-
nem Stadt- oder Landkreis an fünf aufeinander fol-
genden Werktagen den Schwellenwert von 165, so tritt 
die Betriebsuntersagung an dem übernächsten Tag 
außer Kraft. Sonn- und Feiertage unterbrechen nicht 
die Zählung der maßgeblichen Tage (§ 6 Absatz 2 Co-
rona VO Kindertageseinrichtung).

Rechtliche Würdigung: 

Hinsichtlich der erwähnten Bestimmungen des Infek-
tionsschutzgesetzes besteht für die Landesregierung 
kein Handlungs- bzw. Regelungsspielraum, da es sich 
um Bundesrecht handelt. Die genannten Vorschriften 
wurden in die Corona-Verordnung bzw. Corona-Ver-
ordnung Schule lediglich deklaratorisch aufgenom-
men und inhaltlich übernommen. Die Eingabe wur-
de insoweit an den Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages abgegeben.

Die Aufklärung des Sachverhaltes ist nicht vollstän-
dig möglich. Das Vorliegen einer strafbaren Hand-
lung müsste in einem Strafverfahren geklärt werden. 
Fest steht, dass der Fahrscheinprüfer fälschlich über 
die Maskenpflicht belehrte und eine nicht adäquate 
Ansprache des Petenten wählte („junger Mann“). 
Der Verkehrsverbund stellt klar, dass das Prüfperso-
nal – entgegen der Vermutung des Petenten – keiner-
lei Provision erhalte für die Feststellung von Verstö-
ßen gegen die Beförderungsbedingungen, beziehungs-
weise für vereinnahmte Vertragsstrafen und erhöhte 
Beförderungsentgelte. Zudem werde das Prüfperso-
nal regelmäßig in einem achtwöchigen Rhythmus in 
Form von Arbeitsgesprächen, darüber hinaus in Form 
von weiteren unterjährigen Veranstaltungen, insbe-
sondere auch im Umgang mit den Kunden, geschult. 
Auch überprüfen Revisoren in den Fahrzeugen täglich 
das Prüfverhalten des Personals. 
Durch die systematische Einbindung von Rückspra-
chen und Schulungen bestehe ein funktionierender 
Prozess, der sicherstellt, dass die Mitarbeiter im Um-
gang mit dem Kunden hinreichend sensibilisiert wer-
den und über die rechtlichen Rahmenbedingungen 
Kenntnis erlangen. Durch den Einsatz von Revisoren 
wird eine kontinuierliche Überprüfung der Complian-
ce sichergestellt. 
Der Verkehrsverbund und das beauftragte Unterneh-
men haben sich zum Sachverhalt vollumfänglich ge-
äußert. Da der Verkehrsverbund und das beauftragte 
Unternehmen durch interne Prozesse sicherstellen, 
dass das Prüfpersonal im Umgang mit dem Kunden 
sensibilisiert wird und durch den Einsatz von Reviso-
ren auch das Prüfpersonal selbst überprüft wird, sind 
diese Anliegen des Petenten erfüllt. Das Verhalten 
des Prüfpersonals ist insofern zu missbilligen, als der 
Petent fälschlich eines Verstoßes gegen die Masken-
pflicht bezichtigt wurde und eine nicht akzeptable 
Ansprache des Petenten als „junger Mann“ stattgefun-
den hat. In dieser Hinsicht kann dem Anliegen des 
Petenten abgeholfen worden. Ein weitergehendes Ein-
wirkungen auf den Verkehrsverbund oder das Unter-
nehmen ist hingegen nicht erforderlich.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird für erledigt erklärt, soweit 
das Verhalten des Prüfpersonals zu missbil-
ligen ist und eine gesonderte Sensibilisie-
rung seitens des Verkehrsverbundes stattge-
funden hat.
Im Übrigen kann der Petition nicht abgehol-
fen werden.

Berichterstatter: Salomon
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der Bauherrschaft wurden am 19. November 2018 ge-
änderte Planunterlagen beim Baurechtsamt einge-
reicht. Mit Schreiben vom 22. November 2018 wurde 
die Bauherrschaft durch das Landratsamt darüber in-
formiert, dass das gesamte geplante Vorhaben barrie-
refrei nach § 39 LBO zu planen ist.

Der Planer teilte dem Landratsamt mit E-Mail vom 
26. November 2018 mit, dass die Schule eine private 
Einrichtung sei. Über die Aufnahme der Schüler ent-
scheidet die Schule. Weiterhin sei nicht geplant, Roll-
stuhlfahrer im Obergeschoss unterzubringen. In die-
sem Zusammenhang wurde nochmals erläutert, dass 
die Barrierefreiheit nach § 39 LBO bei Neubauten zu 
beachten ist. Eine Ausnahmemöglichkeit ist bei dem 
petitionsgegenständlichen Vorhaben nicht gegeben.

Der Bevollmächtigte des Antragstellers teilte dem 
Landratsamt mit Schreiben vom 15. April 2019 mit, 
dass die Planunterlagen geändert werden und ein Auf-
zug nun vorgesehen sei.

Die geänderten Planunterlagen mit Darstellung und 
Planung des Aufzugs wurden eingereicht und im 
Landratsamt intern am 11. Juli 2020 an die Fachbe-
hörden zur weiteren Prüfung verteilt. Die Baugeneh-
migung konnte mit Datum vom 21. Oktober 2019 er-
teilt werden. 

Mit Fax vom 25. November 2019 wurde gegen die 
Baugenehmigung Widerspruch gemäß § 69 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) eingelegt. Der Wider-
spruch richtet sich gegen die geforderte Barrierefrei-
heit. Da dem Widerspruch nicht abgeholfen werden 
konnte, wurde dieser mit Abgabebericht vom 6. Fe-
bruar 2020 an das Regierungspräsidium gemäß § 73 
Absatz 1 Nummer 1 VwGO zur dortigen Entschei-
dung vorgelegt.

2. �Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 
Würdigung

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmi-
gung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen 
Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfen-
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenste-
hen. Ein Dritter wird durch eine solchen Vorschriften 
zuwider erteilte Baugenehmigung jedoch nur insoweit 
in seinen Rechten verletzt, als die gegenständlichen 
Vorschriften auch ihn zu schützen bestimmt sind.

Der Baurechtsbehörde ist bei vorgenannter Rechts-
grundlage kein Ermessen eingeräumt, vielmehr hat 
der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Ertei-
lung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit 
den von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht.

Auch wenn ein Bauvorhaben zunächst in Widerspruch 
zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften steht, kann eine 
Baugenehmigung dennoch erteilt werden, wenn Er-
leichterungen, Abweichungen, Ausnahmen oder Be-
freiungen von den betreffenden Vorschriften zugelas-
sen oder erteilt werden.

Die Baugenehmigung für den Anbau eines Schulge-
bäudes mit Aula und flexiblen Klassenräumen wurde 

Bei Überschreiten der Inzidenz von 165 Neuinfektio-
nen je 100.000 Einwohner ist der Betrieb von Kinder-
tageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen mit 
Ausnahme der Notbetreuung untersagt. Die entspre-
chende Anwendung der für Schulen bei Überschreiten 
des Schwellenwerts von 165 gemäß § 28b Absatz 3 
Satz 3 Infektionsschutzgesetz (IfSG) geltenden Unter-
sagung des Präsenzbetriebs auf Kindertageseinrich-
tungen und die Kindertagespflege ist erforderlich, um 
die weitere Verbreitung des Virus SARS-CoV-2 zu 
einzudämmen und die Kinder sowie das Personal und 
deren Kontaktpersonen zu schützen. Daher wurden 
die oben genannten bundesrechtlichen Regelungen 
auf den frühkindlichen Bereich übertragen. 
Zwar betrug die Sieben-Tage-Inzidenz mit Stand vom 
3. Juni 2021 landesweit 37,0 und lag damit deutlich 
unter dem landesweiten Wert von 127,8 zum Stand 
vom 13. Mai 2021, was Schließungen zum damaligen 
Zeitpunkt nicht erforderlich machte. Dennoch müs-
sen Regelungen getroffen werden, damit dem Norm-
adressaten im Falle einer eventuell wieder steigenden 
Inzidenz die zu ergreifenden Maßnahmen möglichst 
frühzeitig bekannt sind.
Die Vorschrift, wonach Sonn- und Feiertage die Zäh-
lung der maßgeblichen Tage nicht unterbrechen, die-
nen der beschleunigten Öffnung der entsprechenden 
Einrichtungen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatterin: Schindele 

19. �Petition 16/4617 betr. Umbau eines Schulge-
bäudes

I. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich gegen eine durch das Land-
ratsamt als zuständige untere Baurechtsbehörde am 
21. Oktober 2019 erteilte Baugenehmigung zum An-
bau eines Schulgebäudes und flexiblen Klassenräu-
men und der damit verbundenen Nebenbestimmung 
(Auflage) hinsichtlich des Einbaus eines Aufzugs.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Sachverhalt

Mit Antrag vom 1. Juni 2018 hat der Verein X (An-
tragsteller und Bauherr) über die Gemeinde beim 
Landratsamt einen Antrag auf Baugenehmigung zur 
Errichtung eines Anbaus eines Schulgebäudes mit 
Aula und flexiblen Klassenräumen eingereicht. Der 
Bauherr erhielt am 6. Juni 2018 die Rückmeldung, 
dass die eingereichten Planunterlagen unvollständig 
im Sinne der Verfahrensverordnung zur Landesbau-
ordnung sind (Unvollständigkeitsmitteilung nach § 54 
Absatz 1 Satz 2 Landesbauordnung, LBO). Seitens 
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–	� die Abweichung ist mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar;

–	� die Würdigung nachbarlicher Interessen;

–	� ein atypischer Sonderfall (aus dem Wesen der Be-
freiung abgeleitet) liegt vor.

Nur selten werden Gründe des Gemeinwohls – etwa 
der Denkmalschutz – eine Abweichung von der Bar-
rierefreiheit gebieten. Der Gesetzgeber hat gerade ge-
wollt, dass in öffentlichen Einrichtungen, in Schulen, 
stationären Einrichtungen, Behörden etc. alte Men-
schen und Menschen mit Behinderung besonders will-
kommen sind und ihnen eine hindernisfreie Umwelt 
angeboten wird. 

Es liegt auch keine unbeabsichtigte Härte vor. Der 
Gesetzgeber hat die Beschränkungen und Belastun-
gen des Bauherrn gesehen und sie in Kauf genommen, 
damit die Verbesserung der Lebensverhältnisse des 
geschützten Personenkreises einen entscheidenden 
Impuls erhält. Für diese Auffassung spricht auch die 
Dogmatik bei der Interpretation des Befreiungstatbe-
stands. Bisher wurde stets eine grundstücksbezogene 
Härte verlangt, welche im petitionsgegenständlichen 
Fall nicht vorliegt. Begünstigt sind nur Gründe bau-
licher Art; berufliche, persönliche oder wirtschaftliche 
Belange bleiben außer Betracht.

Zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Bauantrag 
mit den Planunterlagen mit Darstellung des Aufzugs 
im Bestandsgebäude standen dem Bauvorhaben keine 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen, weshalb 
ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmi-
gung bestand.

Zu den in der Petitionsschrift gemachten Vorschlägen 
B) „Plattformlift“ und C) „Notvorschlag“ ist Folgen-
des auszuführen:

Zu Variante B) „Plattformlift“: Nach § 39 Absatz 2 
Nummer 11 Landesbauordnung (LBO) sind Bildungs- 
und Ausbildungsstätten aller Art (Schulen, Hochschu-
len, Volkshochschulen) so herzustellen, dass sie von 
Menschen mit Behinderung oder alten Menschen oh-
ne fremde Hilfe genutzt werden können. In der Lan-
desbauordnung und der Ausführungsverordnung zur 
Landesbauordnung Baden-Württemberg ist nicht ent-
halten, welche Maßnahmen erforderlich sind, damit 
Anlagen barrierefrei sind. Dies ist den technischen 
Baubestimmungen zu baulichen Maßnahmen für die 
Herstellung der Barrierefreiheit in der Norm „DIN 
18040-1 Barrierefreies Bauen – Planungsgrundlage – 
Teil 1: Öffentlich zugängliche Gebäude“ festgelegt. 
In „4.3.1 Innere Erschließung des Gebäudes Allge-
meines“ ist zunächst enthalten, dass barrierefrei er-
reichbare Ebenen des Gebäudes stufen- und schwellen
los zugänglich sein müssen. Zudem werden Treppen, 
Fahrtreppen und geneigte Fahrsteige nicht als barrie-
refreie vertikale Verbindung angesehen. Der vorge-
schlagene Treppenlift ist unter dem Begriff der ge-
neigten Fahrsteige zu subsumieren und demnach als 
barrierefreie vertikale Verbindung nicht zulässig.

Der nachträgliche Einbau eines Treppenlifts ist zudem 
nach Auffassung der Fachkommission Bauaufsicht 

am 21. Oktober 2018 erteilt. Es handelt sich um einen 
Anbau mit einem Erd- und Obergeschoss, welcher an 
das bestehende Schulgebäude im südwestlichen Be-
reich geplant ist. In den genehmigten Planunterlagen 
ist im Bestandsgebäude ein Aufzug zur Erschließung 
des Obergeschosses dargestellt. Dadurch wird das 
Kriterium der Barrierefreiheit erfüllt.

Die Barrierefreiheit ist in § 39 LBO reglementiert. 
Nach § 39 Absatz 1 LBO sind bauliche Anlagen so-
wie andere Anlagen, die überwiegend von Menschen 
mit Behinderung oder alten Menschen genutzt wer-
den, so herzustellen, dass sie von diesen Personen 
zweckentsprechend ohne Hilfe genutzt werden können 
(barrierefreie Anlagen). Nach Absatz 2 Nummer 11 die-
ser Vorschrift gelten die Anforderungen nach Absatz 1 
auch für Bildungs- und Ausbildungsstätten aller Art, 
wie Schulen, Hochschulen und Volkshochschulen. 
Gemäß § 39 Absatz 3 Satz 2 LBO dürfen bei Schu-
len Ausnahmen von der Forderung der Barrierefrei-
heit entsprechend des § 39 Absatz 3 Satz 1 LBO nur 
bei Nutzungsänderungen und baulichen Änderungen 
zugelassen werden. Diese Bestandsgebäude sind 
vor weitergehenden Anforderungen geschützt, wo-
bei ebenfalls ein unverhältnismäßiger Mehraufwand 
nachzuweisen wäre. Je wichtiger die Maßnahme für 
das integrative Ziel ist, desto höhere Kosten sind dem 
Bauherrn zumutbar. Der Gesetzgeber hat als gewissen 
Anhaltspunkt für die Zumutbarkeit eine Obergrenze 
von 20 vom Hundert der „Normalkosten“ genannt. 
Entscheidend sind die Gesamtkosten der Baumaßnah-
men (Grundstückskosten nicht eingerechnet) ohne die 
Aufwendungen zur Herstellung der Barrierefreiheit. 
„Normalkosten“ meint die Art der Kostenermittlung 
aus Erfahrungen abgeschlossener Projekte.

Eine angestrebte schulische Integration behinderter 
Kinder ist nur möglich, wenn die baulichen Voraus-
setzungen dafür geschaffen werden. Die schulische 
bzw. vorschulische Integration ist für die Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung an der allgemeinen 
Lebenswelt besonders wichtig. Eine Beschulung von 
beeinträchtigten Kindern nur in den unteren Räumen 
oder eventuelle nachträgliche Baumaßnahmen dienen 
nicht der Inklusion. Deshalb sind bei den Neubauten 
Ausnahmen nach der LBO nicht vorgesehen. Es han-
delt sich bei dem beantragten Bauvorhaben laut vor-
gelegten Planunterlagen um einen Anbau an das be-
stehende Schulgebäude und somit um einen separaten 
Neubau mit drei Klassenzimmern im Obergeschoss, 
welche von Schülern und Lehrern genutzt werden sol-
len. Da keine Ausnahmeregelung vorgesehen ist, kann 
eine solche nicht rechtmäßig erteilt werden.

Auch die Voraussetzungen einer Befreiung nach § 56 
Absatz 5 LBO liegen nicht vor.

Für atypische Fallgestaltungen, die der Gesetzgeber 
bei seiner generalisierten Vorgehensweise nicht be-
rücksichtigen konnte, ist die Befreiung nach § 56 Ab-
satz 5 LBO vorgesehen. Dafür sind vier Vorausset-
zungen vorgesehen:

–	� das öffentliche Wohl erfordert die Abweichung 
(Nummer 1) oder es liegt eine offenbar nicht be-
absichtigte Härte vor (Nummer 2);
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ren Räumlichkeiten, um den derzeitigen pandemiebe-
dingten Mehrbedarf gerecht zu werden). 
Hierzu ist auszuführen, dass § 39 LBO eine spätere 
Errichtung des Aufzugs zur Herstellung der Barriere-
freiheit nicht vorsieht. Ferner ist eine Ausnahme für 
den Verzicht des Einbaus eines Aufzugs zur Herstel-
lung der Barrierefreiheit der Geschossebenen gemäß  
§ 39 Absatz 3 Satz 2 LBO nicht möglich. 
Abschließend ist noch auf Folgendes hinzuweisen: Im 
Rahmen der Schulbauförderung freier Träger fördert 
das Land Baumaßnahmen zur Schaffung des erfor-
derlichen Schulraums an Schulen. Voraussetzung für 
eine Förderung ist neben dem Vorliegen der allgemei-
nen Zuwendungsvoraussetzungen, dass die Erforder-
lichkeit einer Schulbaumaßnahme vor deren Beginn 
von der Schulverwaltung festgestellt wurde und bei 
der Bewilligungsstelle vor Baubeginn ein vollständi-
ger und entscheidungsreifer Zuwendungsantrag ge-
stellt wurde. Darüber hinaus sind Schulbaumaßnah-
men nur förderfähig, wenn der zuwendungsfähige 
Bauaufwand mehr als 200.000 Euro beträgt.
Nach Mitteilung des Fachministeriums bestehen im 
Blick auf den geschilderten Sachverhalt in der Peti-
tion im Rahmen der Schulbauförderung keine Förder-
möglichkeiten.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Waldbüßer

20. �Petition 16/5560 betr. Stellungnahmen der Jus-
tizvollzugsanstalt

Der Petent beanstandet eine Stellungnahme der Justiz-
vollzugsanstalt gegenüber der zuständigen Strafvoll-
streckungskammer des Landgerichts in einem ihn be-
treffenden gerichtlichen Verfahren (1.) und begehrt, 
dass die Einlegung von Petitionen sowie das Publizie-
ren von Presseartikeln ohne Nachteile erfolgen dürfen 
müsse (2.).

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Zu 1.:

Die formale und inhaltliche Qualität der in der Ab-
teilung für Sicherungsverwahrung der Justizvollzugs-
anstalt durch den dortigen Psychologischen Dienst 
verfassten Stellungnahmen für gerichtliche Verfahren 
wurde durch die zuständigen Gerichte und Staatsan-
waltschaften bislang nicht beanstandet. 
Zutreffend ist, dass der vom Petenten beanstande-
te Bericht mit Blick auf den von ihm ausgeführten 
Banküberfall versehentlich fünf statt sechs Personen 
anführt, die der Petent seinerzeit in seiner Gewalt 
hielt. Bei künftigen Stellungnahmen wird dies berück-
sichtigt werden.

der Bauministerkonferenz allenfalls im notwendigen 
Treppenraum in bestehenden Gebäuden und dann 
nur zur Erschließung von Wohnungen und/oder ver-
gleichbaren Nutzungen und unter bestimmten Voraus-
setzungen denkbar. Diese Voraussetzungen sind bei 
dem Schulanbau, der als Neubau zu werten ist und 
zudem einen Sonderbau im Sinne von § 38 Absatz 2 
LBO darstellt, nicht gegeben, sodass auf den Einbau 
eines Aufzugs zur Erfüllung der Barrierefreiheit der 
Geschossebenen im Schulanbau nicht verzichtet wer-
den kann. Der Einbau eines Treppenlifts kann daher 
den Anforderungen nicht gerecht werden.
Zu Variante C) „Notvorschlag“: Eine spätere Errich-
tung des Aufzugs zur Herstellung der Barrierefreiheit 
sieht § 39 LBO nicht vor. Auch im Hinblick auf die 
Gleichbehandlung mit anderen baulichen Maßnahmen 
von Bürgern wäre kaum nachvollziehbar bzw. zu ver-
mitteln, wenn bei Schulen, die zur Integration für die 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung beitragen 
sollen, ein verspäteter Einbau des Aufzugs über eine 
bauordnungsrechtliche Befreiung zugelassen würde. 
Aus den genannten Gründen liegen die Voraussetzun-
gen für eine Befreiung von den Anforderungen des  
§ 39 LBO nach § 56 Absatz 5 LBO zur Herstellung 
der Barrierefreiheit der Geschossebenen für einen 
späteren Einbau des Aufzugs nicht vor.

Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurden noch fol-
gende Fragestellungen geprüft:

Geprüft wurde, inwieweit zumindest die ebenerdig, und 
damit schwellenfrei zugänglichen Räumlichkeiten des 
Neubaus von der Schule genutzt werden können. 
Hierzu hat die Prüfung ergeben, dass § 39 Absatz 3 
Satz 2 LBO die Ausnahmemöglichkeiten für Schu-
len und Kindertageseinrichtungen auf die Fälle der 
Nutzungsänderung und der baulichen Änderung be-
grenzt. Die schulische und vorschulische Integration 
ist für die Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
besonders wichtig. Deshalb sind bei Neubauten Aus-
nahmen nicht vorgesehen. Ein solches Vorgehen, d. h. 
die ausschließliche Nutzung der ebenerdigen und da-
mit schwellenfrei zugänglichen Räumlichkeiten durch 
Personen mit Behinderung wäre nicht mit den gesetz-
lichen Vorgaben vereinbar.
Vorliegend handelt es sich um einen Schulanbau, der 
selbstständig nutzbar und eigenständig gegründet ist, 
sodass die Baumaßnahme einer Neuerrichtung gleich-
kommt. Eine Ausnahme für den Verzicht des Einbaus 
eines Aufzugs zur Herstellung der Barrierefreiheit der 
Geschossebenen gemäß § 39 Absatz 3 Satz 2 LBO hat 
der Gesetzgeber nicht vorgesehen.
Geprüft wurde auch, ob nicht zumindest übergangs-
weise eine zeitlich begrenzte Nutzungsgenehmigung 
für die Teile des Gebäudes erteilt werden kann, wel-
che die gesetzlichen Vorgaben bzgl. der Barrierefrei-
heit einhalten (eventuell mit der Auflage, dass die 
Petenten bzgl. des restlichen Teils des Gebäudes die 
Barrierefreiheit herzustellen hat) und ob ein pande-
miebedingter Mehrbedarf mit einer (befristeten) Aus-
nahmereglung berücksichtigt werden kann (der Petent 
beruft sich auf den dringlichen Mehrbedarf an weite-
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Ergänzend ist allerdings zu bemerken, dass die zu-
ständige Psychologin dem Petenten vor dem Versand 
des gegenständlichen Berichts die Gelegenheit ge-
geben hat, diesen durchzusehen und im persönlichen 
Gespräch Stellung zu den wiedergegebenen Tatsa-
chen, dargelegten Einschätzungen und Bewertungen 
zu nehmen, um darüber in einen therapeutischen Aus-
tausch zu gelangen. Eine Beanstandung durch den Pe-
tenten ist damals nicht erfolgt.

Zu 2.:

Schriftliche Äußerungen von Gefangenen und Siche-
rungsverwahrten im Zusammenhang mit deren Be-
handlung im Justizvollzug – wie Eingaben, Petitionen 
und auch publizistische Tätigkeit – haben Aktenre-
levanz, sodass sie zur Gefangenen- beziehungsweise 
Sicherungsverwahrtenakte des jeweiligen Insassen 
gegeben werden müssen. Inhalt und Frequenz entzie-
hen sich nicht einer Bewertung im Rahmen eines the-
rapeutischen Kontextes, soweit sie für die gerichtliche 
Entscheidung wesentlich sind. 
Dies gilt auch für den Petenten. Nachdem die Ein-
drücke, die der Petent seinen Behandlerinnen und 
Behandlern im persönlichen Austausch gewährt, be-
grenzt sind und diese Art der schriftlichen Kommuni-
kation bei ihm einen großen Raum einnimmt, ist die 
Justizvollzugsanstalt zur aussagekräftigen Erstellung 
diagnostischer und prognostischer Bewertungen – ins-
besondere im Hinblick auf die kriminalprognostisch 
relevante und damit behandlungsbedürftige Persön-
lichkeitsstörung des Petenten – auf diese Datenbasis 
angewiesen.
Zutreffend ist, dass die Justizvollzugsanstalt vor die-
sem Hintergrund auch die publizistische Tätigkeit des 
Petenten aus Aspekten der Anstaltssicherheit punktu-
ell zur Kenntnis nimmt. Nachteile sind dem Petenten 
hieraus bisher nicht erwachsen.
Das Vorgehen der Justizvollzugsanstalt ist nicht zu 
beanstanden.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Waldbüßer

30.9.2021	 Der Vorsitzende:
	 Marwein
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